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Das deutſche Memorandum.
Umfaſßſende Garantien,

Verlin, 7. Juni. Den Regierungen in London, Rom,
Paris, Brüſſel, Waſhington und Tokio und der Reparations-
kommiſſion iſt heute zur Erläuterung und Ergänzung der
Note vom 2. Mai nachfolgendes Memorandum über-

reicht worden: e1. Die deutſche Regierung hat nach ſorgfältiger und
gewiſſenhafter Unterſuchung ihre ehrliche Anſicht dar-
über zum Ausdruck gebracht, was Deutſchland an Repara-
tionen zu leiſten fähig iſt. Sie würde nicht aufrichtig
handeln und das Problem ſeiner wirklichen Löſung nicht
näher bringen, wenn ſie, nur um die politiſchen Schwierig-
keiten des Augenblicks vorübergehend zu erleichtern, mehr
verſprechen wollte, als nach ihrer Ueberzeugung das
deutſche Volk bei Anſpannung aller ſeiner Kräftezu leiſten imſtande iſt. Die Frage nach der deutſchen Lei-
ſtungsfähigkeit iſt jedoch eine Tatſachenfrage, über die ver
chiedene Meinungen möglich ſind. Deutſchland verkennt nicht,

daß es unter den augenblicklichen Verhältniſſen ungemein
ſchwierig iſt, zu einer ſicheren Schätzung zu ge
langen und aus dieſem Grunde hat die deutſche Regierung
ſich erboten,
die Entſcheidung einer unparteiiſchen internationalen Inſtanz
über Höhe und Art der Zahlungen anzunehmen. Ein
ſtärkerer Beweis für den Reparationswillen Deutſchlands iſt
nicht denkbar. Die deutſche Regierung iſt bereit, alle
Unterlagen für eine zuverläſſige Beurteilung der deutſchen
Leiſtungsfähigkeit beizu bringen. Sie wird auf Erfordern
völligen Einblick in die deutſche Finanzg er
bahrung gewähren und alle gewünſchten Auskünfte über
die Hilfsquellen der deutſchen Volkswirtſchaft erteilen.

2. Die deutſche Regierung hatte die Ausgabe
großer Anleihen in Ausſicht genommen, um den repa-
rationsberechtigten Mächten bald möglichſt erhebliche Kapital-
beträge zuzuführen. Solange ſich die Ausgabe von Anleihen
in großen Beträgen als undurchführbar erweiſt, iſt die
deutſche Regierung auch damit einverſtanden, daß anſtelle
der Kapitalſummen ein

Syſtem von Jahresleiſtungen
tritt.

3. Da die interalliierten Regierungen Wert darauflegen, ſchon jetzt genauere Angaben über die Auswahl und
die Ausgeſtaltung der von Deutſchland ins Auge gefaßten
Sicherheiten zu erhalten, ſchlägt die deutſche Regierung
folgende

lgrantien
für die Durchführung des endgültigen Reparationsplanes vor:

Die Reichsbahn wird mit allen Anlagen und Ein-
richtungen von dem ſonſtigen Reichsvermögen losgelöſt
und in ein Sondervermögen umgewandelt, das in Ein
nahmen und Ausgaben von der allgemeinen Finanzver
waltung unabhängig iſt, und unter eigener Verwaltung
ſteht. Die Reichsbahn gibt Goldobligationen in Höhe von
zehn Milliarden Golomark aus, die alsbald als erſt
ſtelliges Pfandrecht auf das Sondervermögen eingetragen
werden „und vom 1. Juli 1927 ab mit fünf Prozent
verzinslich ſind, alſo eine Jahresleiſtung von 500 Milli-

wird die deutſche Regierung alsbald die geſamte
deutſche Wärtſchaft, ZJnduſtrie, Banken, Handel,
Verkehr und Landwirtſchaft zu einer Garantie heranziohen,
die als erſtſtelliges Pfandrecht in Höhe von zehn Mil-
liarden Goldmark auf den gewerblichen, den
ſtädtiſchen und den land und forſt wirtſchaftlichen Grund
beſitz eingetragen wird. Die 500 Millionen Goldmiark
Jahresleiſtung werden entweder mittelbar im Rahmen
einer allgemeinen, auch den übrigen Beſitz erfaſſenden
Stener, vder unmittelbar von den belaſteten Objekten
aufgebracht.

c) Außerdem werden die Zölle auf Genußmittel
und die Verbrauchsſteuern auf Tabak, Vier, Wein und
Zucker, ſowie die Erträge des Branntweinmonopols als
Sicherheit für die Jahresleiſtungen verpfändet. Der Roh-
ertrag dieſer Zölle und Verbrauchsabgaben, der ſich im
Durchſchnitt der letzten Vorkriegsjahre auf rund 800
Millionen Mark belief, iſt zwar ſeitdem infolge des Ver
luſtes an Land und Volk und infolge des verminderten
Verbrauchs auf etwa ein Viertel zurückgegangen, mit der
Geſundung der Wirtſchaft wird er jedoch automatiſch wieder
ſteigen.

4. Zum Schluß glaubt die deutſche Regierung Fol-
gendes betonen zu müſſen:

Jn einer ſo großen und ſo verwickelten Frage können
entſcheidende Fortſchritte nicht durch ſchriftliche Darlegungen.
ſondern nur durch mündlichen Gedankenaustauſſch
am Verhandlungstiſche erzielt werden. Deutſchlands Zah-
lungsvermögen hängt von der Art der Löſung des Geſamt-
problems ab. Die Zahlungsmethode kann nur in unmittel-
baren Beſprechungen mit den Empfangsberechtigten geregelt
werden. Die Feſtſtellung der Garantien in ihren Einzelheiten
bedarf der Mitwirkung Derjenigen, denen die Garantien
dienen ſollen. Zur Löſung aller dieſer Fragen ſind mündliche
Verhandlungen nötig. Deutſchland erkennt ſeine
Verpflichtung zur Reparation an. Die deutſche
Regierung wiederholt ihr Erſuchen, eine Konferenz zu
berufen, um den beſten Weg zur Erfüllung dieſer Ver-
pflichtung zu vereinbaren.

Amtlich wird zu dem Memvrandum bemerkt: Wie be
kannt, ſind der deutſchen Reichsregierung auf ihre Note
vom 2. Mai von den alliierten Regierungen verſchiedene
Antwortnoten zugegangen. Um alles zu vermeiden, was die
Fortſetzung des Gedankenaustauſches erſchweren könnte, hat
die Reichsregierung ſich in ihrer Rückäußerung auf die
Punkte beſchränkt, die den Antworten der Alliierten ge-
meinſam ſind.

Die nene deutſche Note und die Fortſetzung des paſſiven
Widerſtands.

Das deutſche Ergänzungsmemorandum vom 7. Juni hat
mit keinem Worte die franzöſiſche Forderung
auf Einſtellung des paſſiven Widerſtandes in
dem von Frankreich widerrechtlich beſetzten Ruhrgebiet er-
wähnt. Aus Parlamentskreiſen hören wir hierzu, daß dieſe
Stellungnahme für die Reichsregierung eine Selbſtverſtänd-
lichkeit war, da ja der paſſive Widerſtand im Ruhrrevier
von der Reichsregierung nicht angeordnet wurde, ſondern
ſpontan aus dem Willen der empörten Bevölkerung des ver-
gewaltigten Gebiets hervorgegangen iſt. Der paſſive Wider-vnen o wart ſicherſtellen. ſſtand an der Ruhr wird nach Anſicht parlamentariſcher

um eine weitere Jahresleiſtung von 500 Milli- Kreiſe von der Ruhrbevölkerung nicht eher aufgegeben
onen Goldmark vom 1. Juli 1927 ab ſicherzuſtellen, werden, bis die Franzoſen das Gebiet verlaſſen haben.

JDi
Die Note in Paris,

Paris, 7. Juni. Die deutſche Note wurde geſtern 6
Uhr nachmittags im franzöſiſchen Miniſterium des Aus
wärtigen überreicht. Kurze Zeit darauf wurden franzöſiſche
Preſſevertreter am Quai d'Orſay empfangen, denen der
Jnhalt i folgender Form mitge eilt wurde: Die Note ent-
hält keine Fixierung von Repa ationen. Sie verlangt ein
vierjähriges Moratorium und bietet für dieſe Zeit keinerlei
Leiſtungen an, alſo auch nicht die Naturalleiſtungen in der
Höhe von 212 Milliarden Goaldmark, von denen die Rede
war. Nach dieſem Moratorium bietet Deutſchland Jahres-
zahlungen von einer Milliarde an und es ſchlägt als Garan-
tien u. a. die Eiſenbahnen vor, die jedoch ein Defizit auf-
weiſen. Fernerhin laſſe die Note alles in Bezug auf den
paſſiven W iderſt a nd im Ruhrgebiet vermiſſen. Man
fei am Quai d'Orſah der Anſicht, daß die deutſche Note
in London keine Baſis zur Aufnahme von Verhandlungen
bieten werde.

Poincare, der kurze Zeit darauf mehrere Preſſe
vertreter empfing, ſagte: Jn der Note iſt nichts von einer
Einſtellung des paſſiven Widerſtandes im Ruhrgebiet
erwähnt. Das iſt jedoch der Punkt, über den wir

erſte Kommnentierung.
Auskunft haben wollen. Wenn wir Deutſchland ant-
worten, ſo werden wir mit der Frage antworten: Wollt Jhr
den paſſiven Widerſtand aufgeben oder nicht? Jn
erſterem Falle können wir zu Verhandlungen kommen: im
zweiten könnte eine gemeinſame Note der Alliierten nur
darin beſtehen, daß Verhandlungen abgelehnt wer-
den. Jm übrigen erklärte Poincare, daß mit dem geſtrigen
Brüſſeler Kommunique bereits im Voraus eine
Antwort auf die deutſche Note gegeben worden ſei.

Die Pariſer „Daily Mail“, die bekanntlich als eine
oorwiegend franzöſiſch gefärbte Zeitung anzuſehen iſt, ſchreibt:
Aus der deutſchen Note gehe klar hervor, daß ihr der Ge-
danke zugrunde liege, mehr als Propagandamit-
tel denn als Grundlage für eine Einigung verwandt
zu werden. Die Note ſei ein neuer Schritt in dem Beſtreben,
Frankreich von England zu trennen. Die Vor-
ausſetzung für ein befriedigendes Uebereinkommen mit
Deutſchland ſei die, daß Deutſchland dem Vorbilde Englands
folgend eine Steuer von 16 Pfund pro Kopf erhebe wie es
im Verſailler Vertrag verlangt ſei. Eine ſolche Steuer
ſei ein Zeichen des guten Willens, das bei den Verbündeten
Eindruck machen müßte.
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Die Herausforderung der Marfiſten
gegen die deutſche Landwirtſchaft

Von Geh. Reg.-Rat Dr. Ponfick.
Die Landwirtſchaft (freilich nicht ſie allein! D. Red.)

iſt in der Nachkriegszeit derart mit Geſetzen „geſegnet“
worden, daß es endlich einmal an der Zeit wäre, die Ge
ſetzgebungsmaſchine ein wenig zum Stillſtand kommen und
die geſetzgeberiſchen Maßnahmen ſich auswirken zu laſſen.
Bereits durch die bisherige Geſetzgebung ſo notwendig ſie
war iſt in die Landwirtſchaft, vor allem in die größeren
Betriebe, eine gewiſſe Unruhe hineingetragen worden. Jede
Maßnahme, die in die Vermögensſubſtanz der Landwirtſchaft
eingreift, muß in dieſem Augenblick als doppelt bedenklich
erſcheinen, da zweifellos die landwirtſchaftliche Produktion
darunter leidet, und eine weitere Erſchütterung des Eigen
tumsbegriffs iſt das letzte, was die bodenſtändige Landwirt-
ſchaſt ganz gleich, welcher Beſitzgröße heute noch
verträgt.

Jm einzelnen
gendes bemerkt:

Zu I. Nach dem Antrage Müller ſollen Privateigentümer von
mehr als 750 Hektar land wirtſchaftlichen oder 100 Hektar
forſt wirtſchaftlichen Bodens verpflichtet ſein, den über-
ſchießenden Teil an das Reich abzutreten.

Die erſte Beſtimmung, daß jede landwirtſchaftlich ge-
nutzte Fläche über 750 Hektar an das Reich abgetreten
werden ſoll, iſt vollkommen überflüſſig und nur geeignet,
neue Unruhe in die Landwirtſchaft hineinzutragen. Das
Reichsſiedlungsgeſetz bietet ja bereits die Handhabe, in erſter
Linie Güter von ungewöhnlich großem Umfange zu enteignen
Die gemeinnützigen Siedlungsgeſellſchaften ſind alſo in der
Lage, bei Landbedarf auf ſolche Güter zurückzugreifen. Eine
Landabgabe über den Bedarf der Siedlungsgeſellſchaften
hinaus muß abgelehnt werden, da nicht die geringſte Ge-
währ vorhanden iſt, daß der Boden ſachgemäß bewirtſchaftet
wird. Wer ſoll die Bewirtſchaftung der abgetretenen Fläche
übernehmen? Der Staat ſelbſt oder die Gemeinden? Wie
Gemeindegüter bewirtſchaftet zu werden pflegen, zeigen die
Muſtergüter Berlins. Soll aber das Land nicht eher abge-
treten werden, bis es beſiedelt wird, dann genügt das bis-
herige Reichsſiedlungsgeſetz.

Sehr ſtarke Bedenken beſtehen gegen die Beſtimmung,
daß der enteignete Boden dauernd im Eigentum des Reiches
bleiben und nur zur Nutzung in Pacht, Erbpacht oder nach
Heimſtättenrecht vergeben werden ſoll. Das iſt eine un-
erträgliche Abſchwächung des Eigentumsbegriffs. Wir haben
nicht zuviel, nein zu wenig Eigentum und Eigentümer!
Es ſteht einwandfrei feſt, daß ſich die Eigenbewirtſchaftung als
beſte Wirtſchaftsform erwieſen hat. Der Eigentumsgedanke,
das Eigentum, hat die deutſche Landwirtſchaft in den letzten

ſei zu dem ſozialiſtiſchen Antrage fol-

n

Jahrzehnten zu ſo hoher Blüte und Leiſtungsfähigkeit ge-
bracht und den Fleiß und die Arbeitskraft angeſpornt,
Man ſollte es ſich alſo überlegen, ehe man das Meſſer
an eine für unſere Lebenkraft ſo wichtige Wurzel legt!

Eine altbekannte Tatſache iſt es, daß der Großbetrieb
in der Forſtwirtſchaft dem Kleinbetriebe bedeutend überlegen
iſt. Es liegt auch kein Grund vor, anzunehmen, daß der
private Forſtbeſitz ſchlechter wirtſchaftet als der ſtaatliche.
Weshalb will man alſo den forſtwirtſchaftlich genutzten
Boden für Privatperſonen auf 100 Hektar beſchränken?
Wirtſchaftliche Vorteile ſind nicht damit verknüpft, aber nur
Nachteile, da der Großgrundbeſitzer vielfach nicht mehr in
der Lage ſein wird, für eine ſachgemäße Bewirtſchaftung
ſeiner Forſten durch Privatförſter Sorge zu tragen, wenn
ſein Waldbeſitz ſo ſtark beſchnitten wird. Der Antrag kann
demnach nur den politiſchen Zweck haben, einen Keil
in die Landwirtſchaft zu treiben, groß und klein gegenein-
ander zu hetzen und ſchließlich die Landwirtſchaft füx die
Sozialiſierung reif zu machen. Dagegen muß ſie ſich grund-
ſätzlich auf das ſchärfſte wehren.

Zu II. Die Beſtimmung, dem Staat oder der Gemeinde
das Verkaufs- oder Ankaufsrecht zu ſichern, ſteht im Wider
ſpruch zu Paragr. 4 des R. S. G., wonach der gemeinnützigen
Siedlungs geſellſchaft das Vorkaufsrecht auf die in ihrem
Bezirke gelegenen land wirtſchaftlichen Grundſtücke im Um-
fang von 15 Hektar aufwärts zuſteht. Abgeſehen hiervon
iſt das Vorkaufsrecht des Staates oder der Gemeinde abzu-
lehnen, da keine Gewähr für die ordnungsmäßige Bewirt-
ſchuſtung der erworbenen Güter geleiſtet iſt; die Beſtimmung
iſt alſo überflüſſig und ſchädlich.

Zu III. Die Förderung des genoſſenſchaftlichen Zu-
ſammenſchluſſes durch öffentliche Mittel iſt begrüßenswert;
ſofern kein Zwang ausgeübt wird.

Zu IV: Die beſtehenden Pachtſchutzgeſetze ſind bereits
ſo ausgebaut, daß die Jntereſſen des Pächters hinreichend
gewahrt werden. Ein weiterer Ausbau der Pachtſchutz
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geſetze im Sinne des Müllerſchen Antrages würde letzten
Endes zur zwangszweiſen Einführung der Erbpacht führen,
die von der Landwirtſchaft abgelehnt wird, auch von den
Pächtern, die Grund haben gleichfalls die ſtaatliche Zwangs
wirtſchaft zu ſcheuen.

Zu V und VI: Die Vorſchläge geben zu ſchweren Be
denken Anlaß da ſchon die bisherige Handhabung der
Kleingärten- und Kleinpachtlandordnung den berechtigten
Intereſſen der Landwirtſchaft in der Regel viel zu wenig
Rechnung trug.

Zu VII: Neben dem Landlieferungsverband auch den
Gemeinden und den Gemeindeverbänden ein Enteignugs-
recht für Siedlungszwecke zu geben, iſt überaus bedenklich.
Beſteht doch die Gefahr, daß die Gemeinden ſich bei der
Enteignung lediglich von politiſchen u. engſten perſönlichen
Geſichtspunkten leiten laſſen werden. Die Landwirtſchaft
wäre damit jeweils dem Wohl oder Uebelwollen der poli
tiſchen Machthaber ausgeliefert, ein Zuſtand, der für die
Landwirtſchaft unerträglich iſt und ihre ſchärfſte Oppoſition
herausfordern muß.

Zu VIII und IX: Es iſt nicht möglich, einheisliche
Normen für die Bewertung und Bewirtſchaftung des Bodens
ſchematiſch feſtzuſetzen. Die Landwirtſchaft will induviduell
behandelt ſein. Jn dem aufzuſtellenden Reichsbodenbewirt-
ſchaftungsgeſetz werden Richtlinien für die Bewirtſchaftung
als Mindeſtforderungen aufgeſtellt die der „Reichsausſchuß
der Deutſchen Landwirtſchaft“ in ſeinem Produktionspro-
gramm „Hilfswerk der Deutſchen Landwirtſchaft“ als Mittel
bezeichnet hat, um den höchſtmöglichen Ertrag herauszu-
wirtſchaften. Als allgemeine Richtlinien, ohne geſetzlichen
Zwang der Anwendung, können ſie ſehr ſegensreich für die
landwirtſchaftliche Produktion ſein, wenn die ſLandwirt-
ſchaft ſelbſt auf ihre Mitglieder entſprechend wirkt. Als ge
ſetzlicher Zwang des Staates gegen ſeine Stiefkinder,
die Landwirte, wirken ſie beunruhigend und hemmend, vor
allem die dem freien Landwirt verhaßteſte Form des ſtaat-
lichen Zwanges.

Durch dieſen Antrag Müller ſoll der wichtigſte Berufs
ſtand unter eine wirtſchaftliche Bevormundung geſtellt wer-
den, wie ſie bisher kein Berufsſtand kennt. Die nachteiligen,
Einwirkungen auf die Produktion können und würden nicht
ausbleiben. Nicht Produktionsſteigerung, ſondern ein erheb
licher Produktions rückgang wird eintreten. Auch für
die fachgemäße Durchführung der Siedlung beſteht eine große
Gefahr, wenn die Gemeinden mit dem Vorkaufsrecht und
Enteignungsrecht ausgeſtattet werden.

Der Antrag Müller muß deswegen von der Landwirt-
ſchaft abgelehnt werden.

Sach li ch läßt ſich ſeine Notwendigkeit nicht verfechten;
beſonders jetzt, nach Annahme des Flüchtlingsſiedlungsgeſetzes
das das R. S. G. ſchon ſehr einſchneidend ergänzt;
der Antrag iſt rein politiſcher Natur und iſt letzten
Endes als ein weiterer Vorſtoß des artfremden Sozialis-
mus gegen den Eckpfeiler deutſcher Bodenſtändigkeit, die
Landwirtſchaft, zu bewerten.

Der erſte Eindrudt in Gondon,
London, 7. Juni. Nach dem in politiſchen und finan-

iellen Kreiſen auf Grund des von der „Morning Poſt“ ver
ffentlichten, aber völlig falſchen Auszugs der neuen deutſchen

Reparationsnote entſtandenen Peſſinismus wird der heute
abend bekanntgewordene Text der deutſchen Note als un er-
wartet und als eine ſchwerwiegende Ueberraſchungempfunden. Botſchafter Dr. Stha mer überreichte die Note
heute Nachmittag Lord Curzon im Foreign Office und
wiederholte dabei mündlich die der Note in Berlin beige-
gebene Einleitung, nach der die deutſche Regierung, um Ge-
genſätzlichkeiten zwiſchen den Alliierten zu vermeiden, ſich
lediglich auf ſolche Punkte beſchränken wolle, die den alli-
ſehn Antworten auf das letzte deutſche Angebot gemeinſam
eien.

Wie Reuter meldet, hält man ſich in amtlichen Kreiſen
davon zurück, Erklärungen zum deutſchen Memorandum abzu-
geben. Die Lage wird als zu heikel angeſehen, um
zu geſtatten, Eile zu zeigen oder ſchlecht überlegte Erklä-

rungen abzugeben, bevor die Auffaſſungen bei den Alliierten
bekannt ſind. Das Kabinett wird das Memorandum in einer
auf einen möglichſt nahen Zeitpunkt anzuberaumenden
Sitzung beſprechen. Wie man erwartet, wird alsdann zwiſchen
London, Brüſſel, Paris und Rom ein Gedankenaus-
tauſch ſtattfinden, um über die von den Verbündeten zu
unternehmenden Schritte ſchlüſſig zu werden.

Auf eine Anfrage Ken nworthys im Unterhauſe
noch vor der Veröffentlichung der Note gab Miniſterpräſident
Bald win zwei bezeichnende lako niſche Erklärungen ab.
Kennwöorthy fragte, ob die engliſche Regierung nichts in der
Reparationsfrage zu tun gedenke. Baldwin erwiderte ſchlag-
fertig, obwohl er von ſeiner Seite gern wiſſen möge, was
Kennworthy in dieſer Frage zu tun gedenke, ſo könne er
dem ſehr ehrenwerten Mitgliede gegenüber verſichern, daß
er das bald ſehen werde. Baldwin fuhr fort: Mein Eindruck

iſt der: Nach dem Empfang der deutſchen Note wird die eng-
iſche Regierung ſofort in Tätigkeit treten, und ver-

ſuchen, eine Diskuſſion der Verbündeten mit dem Ziele
„herbeizuführen, eine Einigung zuſtandezubringen. Wenn

die deutſche Note eine geeignete Grundlage darſtellen wird,
ſo werde ich heute Abend noch von den verſchiedenen Stellen
u erfahren verſuchen, was ſie hierbei bietet und was ſie ver
äumt hat. Deutſchland iſt gut über die engliſchen An-

ſchauungen informiert, als daß es irgendwelche Forderungen
vernachläſſigen könnte.

Muſſolini erhoßt herzche Derſtündigung.
Rom, 8. Juni. Zwecks Uebergabe der deutſchen Note be-

gab ſich der deutſche Botſchafter Freiherr von Neurath
geſtern nachmittag ins Palazzo Chigo und wurde zunächſt
vom Generalſekretär Cantarini, alsdann vom Miniſterprä-
ſidenten Muſſolini empfangen und überreichte ihm die Note
mit der italieniſchen Ueberſetzung. Daran knüpfte ſich eine
kurze Unterhaltung, über deren Jnhalt verlautet, daß Muſſo-
lini die Hoffnung ausdrückte, die Note werde den Grund
zu einer herzlichen Verſtändigung legen.

Das Ergebnis von Brüſſel
Das Beſtreben der franzöſiſchen Politik iſt bisher darauf

3ansen in jedem Falle vor einer interalliierten Entſchei-
un vollendete Tatſachen zu ſchaffen. Damit ſollte er-

reicht werden, irgendwelche gegen die franzöſiſche Auffaſſung
ſprechende Beſchlüſſe als einen un freundlichen Akr gegen
Frankreich hinſtellen. Das gleiche Spiel wiederholt ſich heute.Die deutſche Note war noch nicht abgeſandt. ie Alliierten für die Kurzarbeiter in Ausſicht.
hatten ſich noch nicht zu der deutſchen Note äußern können. geſchaffen werden.

Der entſcheidende Punkt liegt in der Aufgabe des
paſſiven Widerſtandes. Frankreich weiß ganz genau, daß
eine Aufgabe des paſſiven Widerſtandes durch Deutſchlanddi es polttiſch kreditunfähig machen würde. Die Aufhabe des

paſſiven Widerſtandes iſt mit der bedingungs-
loſen Kapitulation, die von vornherein als Vorausſetzung
von Verhandlungen franzöſiſcherſeits bezeichnet worden iſt.
Eine Aufgabe des Widerſtandes kommt für uns nicht in
Frage. Jede deutſche Regierung, die den paſſiven Wider
ſtand auſgebt, kapituliert, ſie zertrümmert jegliche Hoffnung
auf Beſſerung der europäiſchen Lage. Aber es iſt zurzeit
nicht an uns, uns zu dieſen franzöſiſchen Forderungen zu
äußern. Zunächſt muß die Entente Stellung zu den deutſchen
Vorſchlägen nehmen. Die Entſcheidung ruht in Lon-
don und nicht bei uns. Erſt wenn London geſpruchen hat,
werden wir uns wieder zu äußern haben. Wird aber
auch von dort die Aufgabe des paſſiven Widerſtandes gefor-
dert, dann haben wir dennoch die Pflicht, ihn fortz u-
ſetzen, weil die freiwillige Kapitulation unter allen Um-
ſtänden den deutſchen Zuſammenbruch bringen würde.
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zu ſammenſtoß zwijchen Belgiern
unck deutſchen Hrbeitern,

Gelſenkirchen, 8. Juni. Auf der von den Belgiern be-
ſetzten Zeche „Wilhelmine Viktoria“ kam es zu einem Zu-
ſammenſtoß zwiſchen belgiſchen Soldaten und deutſchen Ardei-
tern. Bereits vorgeſtern Abend waren die belgiſchen Sol-
daten in das Zechenmagazin eingedrungen und hätten dort in
erheblichem Umfange Materialien aller Art weggenommen.
Ferner hatten ſie eine Lokomotive weggefahren. Als geſtern
morgen wieder eine Abteilung Belgier in die Schachtanlage
eindrang und aus dem Magazin wieder Material heraus-
holen wollte, kam es zu einer Auseinanderſetzung
zwiſchen den deutſchen Arbeitern und den Belgiern. Bei dem
Wortwechſel erhielt ein deutſcher Arbeiter von einem
belgiſchen Soldaten einen Schlag mit der Piſtole ins
Geſicht. Außerdem ſchoß ein Belgier auf einen deutſchen
Arbeiter, ohne ihn jedoch zu treffen. Die Belegſchaft iſt über
dieſe Vorgänge ſehr erregt.

Dauernde Beſetzung des Bahnhofs Wanne.
Dortmund, 8. Juni. Die Beſetzung des Bahzhofs

Wanne ſoll, wie das Beſatzungskommando äußerte, dallernd
ſein. Der Betrieb wird von belgiſchen und elſaß-lothringi-
ſchen Eiſenbahnern ausgeführt, die bei den Bürgern einquar-
tiert ſind. Wegen Zuführungen der Lebensmittelzüge ſchwe-
ben Verhandlungen. Jn Gelſenkirchen fielen dem Be
ſatzungskommando 15 Lokomotiven in die Hände. Vier
per tipen konnten noch rechtzeitig in Sicherheit gebracht
werden.

Kuhe in beimzig,
Die Opfer der geſtrigen Zuſammenſtöße.

Leipzig, 7. Juni. Der heutige Donnerstag iſt bis zur
ſiebenten Abendſtunde in Leipzig ruhig verlaufen. Die
Stadt zeigte das gewohnte Alltagsbild, die Geſchäfte hatten
wieder geöffnet. Zwar war die Polizei noch in Alarmbereit-
ſchaft und die Straßenpatrouillen verſtärkt, doch hatte die
Polizei keinen Anlaß zum Einſchreiten. Am ſpäten Nach-
mittag ſammelten ſich am Auguſtugplatz wohl wieder eine
größere Anzahl von Neugierigen an, um den Tatort der

eſtrigen blutigen Vorgänge in Augenſchein zu nehmen, doch
orgte ein ſtarkes Polizeigaufgebot dafür, daß der Ver-

kehr nicht behindert und die Ordnung nicht geſtört wurde.
Auch an den Plaäkatſäulen bildeten ſich größere Gruppen,
die das Verſaninlungs- und Demonſtrationsverbot des Poli-
zeipräſidenten laſen und über die geſtrigen Vorgänge dis-
kutierten. Man rechnet damit, daß die Ruhe doch noch
nicht eine endgültige iſt, zumal die KommuniſtenFlugblätter verteilen ließen, in denen die geſtrigen Vor
gänge entſtellt wiedergegeben und für Freitag zu einer
Proteſtverſammlung auffordern, in der die Durchführung
folgender Punkte erzwungen werden ſoll: Sofortige Ab-

ſetzung des Leipziger Polizeipräſidenten Fleißner, Zurück-
ziehung der Polizei und Uebertragung des Schutzes der Stadt
an den proletariſchen Selbſtſchutz, Aufhebung des
kleinen Belagerungszuſtandes, ſofortige Erhebung einer
Zwangsumlage bei Handel, Banken und Jnduſtrie, ſowie
Verhaftung des ſchuldigen Sipo-Kommandanten und Be-
ſtrafung aller Mitſchuldigen. (Da müßte man die Kom-
muniſten zuerſt beſtrafen.) Die Zahl der Opfer der blutigen
Vorfälle am Mittwoch wird nach amtlicher Ermittlung an-
gegeben mit 4 Toten, darunter 1 Poliziſt, 51 Verwun-
deten, von denen 20 nach Anlegung eines Notverbandes
ſofort wieder entlaſſen wurden, 7 Perſonen ſind ſchwer, 24
leichter verletzt worden. Feſtgenommen wurden 9 Perſonen
im Alter von 161 bis 27 Jahren, darunter der Mann,
der den verſtorbenen Polizeibeamten tödlich verwundete
Unter den Verhafteten befindet ſich kein politiſch organiſierter
Arbeiter und nur einige Erwerbsloſe. Weitere 15 Ver-
haftungen ſind im Laufe des heutigen Tages vorgenommen
worden, als die Polizei verſchiedentlich Anſammlungen in
der Grimmaiſchen Straße und am Auguſtusplatz
mußte. Auch die Abendſtunden ſind, ſoweit bisher bekannt,
völlig ruhig verlaufen.

Nach Angaben, die dem Gewerkſchaftskartell gemacht
worden ſind, haben an den Unruhen auch Linksradikale
aus Halle teilgenommen, die am Mittwoch eigens nach
Leipzig gekommen waren.

veutſcher Keichstug.
Die ſozialdemokratiſche Teuerungsinterpellation.

Präſident Loebe eröffnet die Sitzung um 2 Uhr 20
Minuten. Auf der Tagesordnung ſteht eine ſozialdemokra-
tiſche Jnterpellation, die Teuerungsmaßnahmen infolge der
gewaltigen Markentwertung fordert.

Abg. Aufhäuſer (Soz.) begründet die Interpellation
und wendet ſich zunächſt gegen die „Zeit“, die wegen dieſer
Jnterpellation von einem Sturmlaufen der Sozialdemokratie
geſprochen habe. Gewiß, die Franzoſen tragen ſchwore
Schuld an der wirtſchaftlichen Notlage, aber es muß endlich
gegen diejenigen Front gemacht werden, die an der Mark-
entwertung ein Jntereſſe haben und die deutſche Wirtſchaft
zum Tummelplatz ihrer unbegrenzten Profitſucht machen. Das
ſind nicht einzelne Perſonen, das ſind beſtimmte Teile des
deutſchen Beſitzes, die die augenblickliche Notlage ausnutzen.
Wir fordern, daß das Reich automatiſch an den Jnduſtrie-
ewinnen beteiligt wird. Wir fordern eine Beſeitigung der

3 ielgeſtaltigkeit der Stenerbehörden. Wir verlangen, daß
die Regierung uns ſagt, mit welchen Maßnahmen ſie di

Löhne an die Teuerung anpaſſen will.
Zur Beantwortung der Jnterpellation nimmt als erſter

Regierungsvertreter Reichsarbeitsminiſter Dr. Brauns das
Wort. Er gibt eine Ueberſicht über das, was die Regierung

zur Anpaſſung der Renten, Löhne und Gehälter bereits ge-
an hat. Der Miniſter ſtellt eine angemeſſene Entſchädigung

Es ſoll ein neuer Jndex
Der Miniſter ſchließt mit einem Appell

aber Frankreich hat ſchon mit Belgien verhandelt und nach an die Welt, es möge bei allen Völkern der Wille zur
einer Meldung des „Temps“ 7 Forderungen aufgeſtellt,
die wir geſtern inhaltlich veröffentlicht haben.

gegenſeitigen Duldung und Anerkennung ihrer Freiheit
und ihres Rechts auf Leben zur Durchbruch kommen.

Reichsfinanzminiſter Dr. Hermes erklärt, daß das
Geſetz zur Anpaſſung der Steuergeſetze an die Geldentwer
tung ſchon nicht mehr den heutigen Verhältniſſen entſpreche.
Ein Ausgleich ſei möglich durch das neue e Geſetz
zur Verbilligung des Brotes. Einer durchgreifenden Um
arbeitung bedarf die Vermögensſteuer. Es wird die Mög
lichkeit geſchaffen werden müſſen, bei der Veranlagung dem
jeweiligen tatſächlichen Wert Rechnung zu tragen. Jch muß
mit aller Hffenheit erklären, daß es eine gefährliche Jl
luſion wäre zu glauben, daß die uns jetzt und in Zukunft
ob liegenden gewaältigen inneren und vor allem äußeren
Laſten einſeitig durch Beſitzbelaſtung getragen werden können.
Unſer Volk wird ſich vor allem auf allen Gebieten auf
eine große Mehrbelaſtung gefaßt machen müſſen.

Reichswirtſchaftsminiſter Dr. Becker Die Deviſen-
ſpekulation wird gewiß jeder verurteilen. Aber die Haupt
urſachen ſind diejenigen, die ſich aus dem Verſailler Frie
densdiktat ergeben. Der Vorwurf des Abgeordneten Auf
häuſer, daß ſeit Ende des Krieges die Induſtrie nicht die
Produktion gefördert, ſondern die Entwertung der Mark
für ſich ausgenutzt und die Erleichterung der Ausführ da-
zu benutzt habe, um das Geld ins Ausland zu verſchleppen,
iſt durchaus unberechtigt. Einen Mann wie Dr. Haven-
ſtein ſollte Heer Aufhäuſer nicht perſönlich angreifen. Die
deutſche Wirtſchaft hat zur Zeit einen Einfuhrüber-
ſchuß von rund 2 Milliarden Gold mark. Die
Zahl iſt anfechtbar, aber jedenfalls führen wir mehr ein
als aus. Dafür müſſen wir Papiermark ausführen Solange
wir ſie auf den Markt werfen, ſinkt ihr Wert. Wir müſſen
uns alſo damit abfinden, daß wir außer einigen beſonderen
Maßnahmen nichts gegen die Markverſchlechterung tun
können, ſolange nicht der Einfuhrüberſchuß beſeitigt iſt.
Dieſen können wir nur beſeitigen durch ſtärkere Produktion.
Sie (nach links) warten darauf, daß ich jetzt. die Ab
ſchaffung des Achtſtundentages verlange. Ach nein! Wie
das zu machen iſt, darüber werden wir uns auch einmal
unterhalten, und ich hoffe, daß wir uns darüber einigen
werden. Und wenn wir uns nicht einigen können, dann
werden die wirtſchaftlichen Notwendigkeiten uns dazu
zwingen. Mit der Einführung des Einheitskurſes würds
eine große Schädigung des Handels erreicht werden. Der
Vorſchlag einer vollſtändigen Zentraliſierung des Deviſen
handels bei der Reichsbank iſt nicht durchführbar. Die neue
Deviſenvorſchrift ſoll ſcharf durchgeführt werden. So lange
die Reparationslaſt auf uns drückt, kommen wir aber nicht
zu einer Stabiliſierung unſerer Währung. Erſt, wenn wir
befreit von Reparationslaſten unſere Produkte auf dem
Markt abſetzen können, iſt eine Geſundung unſerer Währung
möglich.

Darauf wird die W
auf Freitag, nachmittags 2
15 Minuten.
Die bürgerlichen Parteien gegen Neueinführung der Zwangs

wirtſchaft.
Verlin, 7. Juni. Die vom Reichswirtſchaftsminiſterium

dem Reichsrat vorgelegten ſieben neuen Entwürfe, die zur
Wucherbekämpfung die Wiedereinführung der Zwangswirt-
ſchaft vorſehen, haben nach ihrem Bekanntwerden bei den
bürgerlichen Parteien lebhafte Ueberraſchung her
vorgerufen. Die bürgerliche Arbeitsgemeinſchaft wird morgen
zu der Vorlage Stellung nehmen und in eine eventuelle
Erörterung mit der Reichsregierung eintreten, ſo daß es
nicht zu erwarten iſt, daß die Vorlage bereits am Sonnabend
vom Reichsrat verabſchiedet wird.

Weiterberatung der Interpellation
Uhr, vertagt. Schluß 5 Uhr

Keine Vorſchußzahlungen an die Beamten und Staats-
arbeiter.

Berlin, 7. Juni. Die Meldung, wonach durch Rund-
telegramm des Reichsfinanzminiſters Vorauszahlungen an
die Beamten und Staatsarbeiter in Höhe von 300 000 Mark
geleiſtet werden ſollen, entſpricht nicht den Tatfachen.
Es iſt aber Vorſorge getroffen, daß die Auszahlung der
auf Grund der neueſten Regelung zuſtehenden Bezüge in
kürzeſter Friſt erfolgt.

Preußijcher bondiag,
Berlin, 7. Juni. Präſident Leinert eröffnet die

Sitzung um 12 Uhr 20 Minuten. Die kommuniſtiſchen Ab
geordneten ſind wieder anweſend. Vor Eintritt in die
Tagesordnung erhebt Dr. Meier- Oſtpreußen (Kom.) Proteſt
dagegen, daß man den Kommuniſten das Recht nehmen.
wolle, vor der Sitzung eine Erklärung abzugeben.

Abg. Schulz Neukölln (Komm.) verlangt, daß als
erſter Punkt ein kommuniſtiſcher Urantrag über die Un
ruhen im Ruhrgebiet auf die Tagesordnung geſetzt wird.
Der Urantrag der Kommuniſten ſtößt auf Widerſpruch und
kann daher heute nicht verhandelt werden. Dasſelbe Schick
ſal haben zwei weitere Anträge der Kommuniſten.

Das Haus tritt in die Tagesordnung ein und erledigt
zunächſt die noch ausſtehenden Abſtimmungen zum Kultus-
etat, u. a. werden angenommen die Anträge: Die Regelung
der wirtſchaftlichen Beſſerſtellung der Privatdozenten ſchon
im Haushaltsjahr 1923 auszuführen, die Beſtrebungen auf
Schaffung einer deutſchen Einheitskurzſchrift.

Die Novelle zum Geſetz über die Errichtung einer
Zentralgenoſſenſchaftsbank wird verabſchiedet. Das Grund-
kapital der Zentralgenoſſenſchaftsbank wird auf 6 Millionen
Mark erhöht.

Nächſte Sitzung: Freitag, Uhr:
ordnung: Kleinere Vorlagen.

nennenAus Stadr und Umgebung
Nur 0.7 bohmjummenſteuer?

Jn der Stadtverordnetenſitzung wird man auch über
einen Beſchluß des Magiſtrats zu beraten haben, den Ge
werbetreibenden, die auf die beſchloſſenen 1 Lohnſummen-
ſteuer bis zum 20. Juni 0,7 e der im Monat April und Mat
gezahlten Gehälter und Löhne, und bis zum 15. Juli 0,7
der im Monat Juni gezahlten Gehälter und Löhne abführen,
den fehlenden Betrag, alſo 0,3 zu erlaſſen. Die Vergün-
ſtigung ſoll nur dann gewährt werden, wenn beide Zahltage
eingehalten werden. Jſt dies nicht der Fall, ſo iſt für ſämt-
liche 3 Monate die 1ige Lohnſummenſteuer zu zahlen.

Begründet wird dieſer Beſchluß folgendermaßen:
Die Genehmigung der unterm 30. Januar, 5. Febr.

1923 beſchloſſenen Gewerbeſteuerordnung hat ſich derart
hinausgezogen, daß der erſte Zahltag für die Lohnſummeén-
ſteuer (15. Mai) bereits verſtrichen iſt und der zu erhebende
Prozentſatz zur Lohnſummenſteuer erſt nach dem erſten Zahl-
tag beſchloſſen werden kann. Da die Gewerbetreibenden
bisher über dieſen Prozentſatz im Ungewiſſen waren, wird
in manchen Betrieben die Abführung der Lohnſummenſteuer
von 106 mit einiger Schwierigkeit verbunden ſein. Der
Magiſtrat hat daher beſchloſſen, um einen gewiffen Ueber
gang zu ſchaffen, für die erſten 3 Monate den Steuerſatz
von 1 o für April, Mai und Juni auf 0,7, 90 herabzuſetzenm.
Dieſe Vergünſtigung ſollen jedoch nur diejenigen Gewerbe
betriebe haben, die beide Raten einhalten, alſo bis zum
20. Juni 0,7 o der Lohnſummen für April und Mai und bis
15. Juli 0,7 e der Lohnſumme für Juni an die Stadtſteuer-
kaſſe abführen. Da der obige Beſchluß erſt am 11. Junt
gefaßt werden kann, iſt der Zahlungstermin im Juni (15.)

mittags 1 Tages
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woch bis zum 20. 0. 1923 hinausgeſchoben. Es wird ge
beten, dieſer Uebergangsmaßnahme zuzuſtimmen.
Ergebnis der beiden
beſchloſſene Steuerſatz von 1 o für den Reſt des Rechnungs-
jahres aufrecht erhalten bleiben muß, oder ob eine weitere
Aenderung möglich und notwendig iſt Durch den Beſchluß
wird den Wünſchen der Jntereſſenverbände in der Eingabe
vom 4. Juni, ſoweit es mit dem Geldbedarf der Stadt ver-
antwortet werden kann, Rechnung getragen. Die Eingabe
iſt beigefügt.

Aendernugen im Stenerweſen.
Jn der Donnerstagſitzung des Reichstags hat der Reichs

finanz miniſter Dr. Hermes einige Mitteilungen über wich- J
tige Aenderungen in der Steuergeſetzgebung gemacht. Hierzu

u. a. darum handelt, die Vorſchüſſe der Einkommen-
ſteuer vom zehnfachen

mögensſteuer, die bekanntlich zunächſt von
1925 erfolgt iſt.
nicht nach dem Ertrage, ſondern nach dem gemeinen
Werte erhoben werden. Die dritte wichtige Aenderung iſt S

Geldan- J
33a und

33 b, die die Bewertungsgrundſätze enthalten, abgeändert

die des vor wenigen Wochen erſt geſchaffenen
ſchaffungsgeſetzes. Hier ſollen die Paragraphen

werden. Die bisher zuläſſigen Abſchreibungen für Anlagen,
Maſchinen uſw. ſollen in Zukunft wegfallen. Die Vor-
arbeiten für dieſe Aenderungen ſind im Gange, und es iſt
damit zu rechnen, daß die Entwürfe in nächſter Zeit dem
Reichstag zugehen.

Ab I, Juli dreifuche Poſtgebühren,
Das Reichsepoſtminiſterium hat ſich dem Ein desBerkehrsbeirates wen vie von ihn gevrante z

ab die dreifache Poſtgebühr erhoben. Nur die Fern
geſpräche werden im Preis verfünffacht. (Urſprüng-
lich war eine Verſiebenfachung in Ausſicht genommen).

Das Reichspoſtminiſterinum läßt aber gleichzeitig keinen
Zweifel darüber, daß ſelbſt dieſe beträchtliche Erhöhung nicht
von langer Dauer fein wird und bald durch eine nene
Vorlage überholt werden wird
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Vom Wetter.
Ob es doch noch Sommer wird? Ob es heute wirklich

nicht regnet? Das wäre in der Tat ganz außergewöhnlich
Zum ſchönen Wetter fehlt uns heute nur noch, daß der
Wind aus einer anderen Himmelsrichtung weht, aus Süden

I Reparationsfrage auf dem Wege mündlicher Verhandlungenmeinetwegen. Dann könnten wir uns endlich bis in die
ſpäteſten Nachtſtunden in den Park ſetzen und die Nachtigall
ſchluchzen hören.

heit am allerwenigſten der trügeriſch blaue Himmel
daß es heute nicht regnett Uns bleibt nichts als die zarte
Hoffnung auf eine nunmehr bald beginnende Hitze.

Säuglingsmilchküche.
Am 1. Juni wurde im Hauſe Makt 5 eine Säuglings-

milchküche eingerichtet. Wir weiſen alle Mütter darauf hin, von
dieſer Einrichtung Gebrauch zu machen. Die Küche iſt jeden
Vormittag geöffnet.

Verirrte Kinder.
Zwei kleine Kinder irrten weinend und planlos heute

Faen Mittag auf dem Domplatz umher. Schließlich ſchlugen
ie ihren Weg nach den Domſtufen zu ein. Hier nahm

ſich ihrer unſere Schupo an und nach längeren Bemühungen
und Ermittelungen konnten die kleinen Helden wieder ihren
Eltern, auf dem Neumarkt wohnhaft, zugeſtellt werden.

Aenderungen im Stadtbild.
Jm Stadtbauamt werden für ſpätere Zeit einige Aende-

rungen im Stadtbild geplant. So ſieht der genehmigte
Fluchtlinienplan für das Gelände Weißenfelſer-, Gotthardt-,
Wagner, Hirtenſtraße, vor dem Sixtitor und Jrrgarten
weſentliche Aenderungen vor. Eine Verbindung nach dem
Sand von der Keungerſtraße aus ſoll geſchaffen werden,
um die Weißenfelſer- und Gotthardtſtraße zu entlaſten. Die
Straßenfront der Wagnerſtraße ſoll den Kriegerdenkmals-
Anlagen zugekehrt werden.

Theater Verein.
ls erſtes Sommergaſtſpiel der Halle'ſchen Künſtler gekangt zur Aufführung Leſſing's bekanntes Luſtſpiel rn a

von Barnhelm und zwar am 14. und wenn nach dem
Kartenverkauf nötig, auch am 15. ds. Mts. im Tivoli.
Zugelaſſen ſind nur Mitglieder des Theatervereins mit
ihren Angehörigen. Der Beſuch iſt jedem Mitglied frei-
geſtellt. Näheres wird noch bekannt gegeben.

Berſammiungen und Deranſtaltungen,

ODODſtmärker: Am 11. Juni findet im Strandſchlößchen
eine Verſammlung und anſchließend gemütliches Beiſammen-
fein ſtatt,

7 7

Deutſcher Abend“ des „Stahlhelms“ Ortsgruppe Lauchſtädt.
Sauchſtädt, 7. Juni. Trotz des unfreundlichen, naßkalten

und regneriſchen Wetters waren doch viele der Einladung
gefolgt, ſo daß der feſtlich mit ſchwarz-weiß-roten Fahnen
geſchmückte Kurſaal gefüllt war. Die Ortsgruppe Lauchſtädt
beſteht erſt ſeit acht Wochen, um ſo erfreulicher iſt es, daß
fie in der Einwohnerſchaft Lauchſtädt ſofort ſolch feſten
Fuß gefaßt hat. Vertreten waren die Ortsgruppen Merſe-
burg und Schafſtädt und der „Wehrwolf“- Halle mit zirka
30 Mann. Der Vorſitzende Kamerad Löſcher begrüßte die
Verſammlung mit herzlichen Worten und gab ſeiner Freude
über den zahlreichen Beſuch Ausdruck. Den Feſtvortrag hielt
Kamerad v. EberſteinHalle. Mit markigen und zu Herzen
gehenden Worten machte er uns mit den Aufgaben des
„Stahlhelms“ bekannt. Er führte etwa folgendes aus: Was
uns im Felde zuſammengeführt hat, hat uns in der Heimat
wieder vereint. Die alte, treue Kameradſchaft. Wir wollen
die Treue und den Glauben an Deutſchland wieder aufrichten
helfen, welche durch unſauberes Geſindel zertreten, zu Schan-
den und lächerlich gemacht worden iſt. Als unſere Väter
vor 50 Jahren aus dem Felde kamen, hatten ſie Ruhe
In den von ihnen gegründeten Vereinen konte ſie die alten
lieben Erinnerungen des Feldzuges pflegen. Wie ganz an-
ders geht es uns Heute. Wir haben keine Ruhe. Der Krieg
iſt noch nicht aus, dank der Rachſucht unſerer Feinde. Uns
z wehren, wie es nötig iſt, iſt ausgeſchloſſen. Unſer Volk
ſt dazu gar nicht in der Lage. Unſere Volksſeele iſt krank.
Sie erſt geſund zu machen, iſt mit das vornehmſte Ziel des
„Stahlhelms“. Deutſch denken und fühlen müſſen wir lernen,
deutſche Treue, Sittlichkeit und Ehrfurcht muß wieder bei
uns einziehen. Solange aber weite Kreiſe nur in der Welt
verbrüderung das Heil zu finden glauben, iſt nichts zu er-
reichen. Schlagend zeigte Kamerad Eberſtein an einem
Erlebnis aus dem Polenaufſtand 1921, wie die Polen nicht
danach gefragt haben, ob jemand den Sowijetſtern trug oder
das Mitgliedsbuch der KPD. in der Taſche hatte, alle die
eine deutſche Mutter hatten, wurden erbarmungslos aus dem
Lande gejagt. Da ſeien ſie dann mit abgeriſſenen Sowjet-
ſtern gekommen und haben um Waffen gebeten, um ihre
Heimat zu verteidigen. Aber auch in Deutſchland bricht ſich

Von dem
ahltage wird es abhängen, ob der

auf den z wanzigfachen Be S
krag zu erhöhen, ferner um die Neuregelung der Ver

1923 bis
Für das Jahr 1924 ſoll dieſe Steuer nun J

dem Kabinett Cuno überlaſſen bleiben muß, da bei den J
Vorbeſprechungen Bexater zugezogen wurden, die von ſo S

komprtent angeſehen J

t n. Mit Regen iſt unſer Bedarf für Monatehinaus nun, reichlich gedeckt. Aber nichts gibt uns die Gewiß

Letzte Depeſchen
Die Parteien zum Angebot

Berlin, 8. Juni. (Eigener Drahtbericht.) Wie die
„B.Z.“ auf Grund einer Rundfrage bei den Führern der
Reichstagsparteien feſtſtellen kann, betrachten die Deutſch

nationalen das Angebot der deutſchen Garantien als
ſehr bedenklich und für die deutſche Wirtſchaft als

zialdemokratiſcher Seite als nicht
werden müſſen.

Um den poſſiven Widerſtand.
SParis, 8. Juni. (Eig. Drahtber.) Die

Note wird in hieſigen politiſchen Kreiſen als weſentlicher

Aller Vorausſicht nach wird Poincare
Verzicht auf den

erlangen. Von Belgien
Man wird auch ver-

zunächſt bemühen, den
Widerſtand zu

wird er hierin unterſtützt werden.

jetzt

ſuchen, England und Jtalien zur Teilnahme an einem
ſolchen Schritt zu bewegen.

Günſtige Kufnahme in England
London, 8. Juni. (Eig. Drahtber.) Faſt alle Blätter,

mit Ausnahme der „Daily Mail“, betonen, daß ein ehr-
liches und annehmbares deutſches Angebot vorliege, das,
J ſoweit England in Frage kommt, ſehr wohl zur Grund-
J lage einer ſruchtbringenden Diskuſſion benutzt werden

könne. Es herrſcht gleichzeitig Uebereinſtimmung darüber,
daß das neue deutſche Angebot mit ſeinem Vorſchlag, die

zu erörtern, im vollen Umfange Annahme verdiene.
Die Hohlieferungen an alen beendet,

Berlin, 8. Juni. Bis zu dem im Dezember vorigen
Jahres mit der Reparationskommiſſion vereinbarten nach-
ſchriftlichen Termin iſt die geſamte noch zu liefernde Reſt-
menge an Holz dem italieniſchen Abnahmedienſt für die
Reparationslieferungen zur Verfügung geſtellt worden.
Wenn auch die Uebernahme und der Abtransport des
Holzes bei der übermäßigen Jn anſpruchnahme der Eiſen-
bahnlinie über Kufſtein, der einzigen nach der Beſetzung
der badiſchen Verkehrslinien benutzbaren Strecke nach
Jtalien noch nicht vollkommen beendet iſt, ſo hat doch die
deutſche Regierung ihr Lieferungsverſprechen in vollem
Umfange eingelöſt und den Fälligkeitstermin, nachdem eine
Nachfriſt zugeſtanden worden war, pünktlich eingehalten.

Der heutige Doſturſtund: 70500.,

Verlin, 8. Juni. (Eig. Drahtber.) Der Dollar noe
tierte heute vorbärslich 74 900 75 000, mittags um 1
Uhr 78 000--78 500.

mehr und mehr der Gedanke des „Stahlhelms“, überhaupt
der aller deutſchen Männer, Bahn. Trefflich zeigte er dies
an einem Erlebnis. Auf einer Bahnſtation in der Nähe
von Halle treffen „Stahlhelm“ und die allen anſtändigen
Menſchen auf die Nerven fallenden Sowjetjünger mit langen
Pferdemähnen zuſammen. Natürlich gabs Wortgeplänkel hin
und her. Jede Partei rühmte die Vorzüge; man unterhielt
ſich ganz ſachlich. Da zum Schluſſe treten die Aelteren
hervor, reißen ihren Sowjetſtern ab und zertreten ihn.
Hoffentlich folgen noch mehr. Mit gehobener und von Vater-
landsliebe durchglühten Stimme rief Kamerad v. Eberſtein
in die Verſammlung hinein:

Heilige Flamme des Haſſes gegen unſere Feinde
Heilige Flamme der Liebe gegen unſer Vaterland
Glühe, glühe und erlöſche nie.

und ſchloß damit ſeinen mit großer Andacht aufgenommenen
Vortrag. Mit großer Freude und lebhaften Zurufen wurde
die Gründung des „Wehrwolfs“ Ortsgruppe Lauchſtädt auf-
enommen. Kamerad Gorgaß hielt eine kurze kräftige An-
prache an die jungen und alten „Wehrwölfe“. Umrahmt wur-

den die Anſprachen und der Vortrag von alten ſchneidigen
Militärmärſchen, die uns die Bergkapelle vorſpielte. Fräulein
Kreidner, Lauchſtädt und Kamerad Nah und Gorgaß trugen
einige vaterländiſche Gedichte mit großem Eifer und beſtem
Ausdruck vor. Alle Teilnehmer gingen mit dem Bewußtſein
nach Hauſe, wieder einen echten deutſchen Abend verlebt

zu haben. H.Eine König Lear-Tragödie.
Croppenſtedt, 6. Juni. Jn einem Gaſthof in Croppenſtedt

hat ſich ein alter Mann mit Arſenik vergiftet. Jn einem
hinterlaſſenen Briefe gibt er an, er ſei 78 Jahre alt, ſtamme
aus Weſtfalen und befinde ſich auf der Reiſe von Magdeburg
nach Halle. Er habe ſeinen Grundbeſitz vor dem Kriege ver-
kauft, könne jetzt nicht mehr arbeiten und ſei deshalb von
ſeinen verheirateten Kindern verſtoßen worden.

Die „ewige“ Ruhe.
Gröbzig, 6. Juni. Die Rentnerin Anna Naumann be-

gann mit dem Verkauf der Zinkſärge ihrer Familiengruft,
nachdem ſie die Gebeine (darunter die ihres eigenen Töch-
terchens) mit Unterſtützung einer Leichenſfrau in einen Holz-
ſarg umbettete und die Zinkſärge auswuſch.

handel und Perkeßr.
Deviſen weiter ſteigend.

Verlin 7. Juni. Die Hoffnungen auf günſtige Wir-
kungen der neuen deutſchen Note zerflattern allmählich.
Die Deviſenkurſe ſteigen infolgedeſſen von neuem. Dollars
verkehrten mit 76 000 bis 79 250, zu welchem Kurſe ſie
auch nachmittags gehandelt wurden. Polennoten 124, Oeſter-
reicher 1 11, Ungarn 1375.

Amtl. Berliner Deviſenkurſe vom -7. 6.
Amſterdam 31 047-31 203, Kopenhagen 14 364

14 436, Stockholm 21 147—21 253, Rom 3690,50 3709,50.
London 367 050 368 920, Newyork 79 301—-79 699, Paris
5107 5133, Zürich 14 31414 386, Prag 2359 237 1.

Effektenmarkt feſt.
Berlin, 7. Juni. Jm heutigen Freiverkehr ſetzte ſich

die Kursſteigerung weiter fort. Die bevorſtehenden Trans-

zu ſchwerbelaſtend. Bei den Parteien der bürger- 7
lichen Arbeits gemeinſchaft betrachtet man das

erfahren wir noch aus parlamentariſchen Kreiſen, daß es ſich J Garantieangebot als außerordentlich weitgehend, F
glaubt aber, den Schwerpunkt im Abſchnitt 4 ſuchen zu

dürfen, wo Deutſchland münd liche Verhandlungen J Eilenburger Kattun 80000, Eiſenwerk Brünner 43 000,
vorſchlägt. Von einem Führer der Sozialdemokraten

J wurde betont, daß die Verantwortung für die Note ganz

J Zunahme der Reichsſchatzwechſel um

neue deutſche J um 464

Fortſchritt auf dem Wege zur Regelung der Reparations-
frage betrachtet.
ſich

d M paſſivender neuen Tarife nicht verſchloſſen. Es wird alſo vom 1. Juli

aktionen wirken weiter. Deutſche Petroleuminduſtrie 3
bis 320000, Erdöl auf 625 000 und i auf 110000
Prozent. Ebenſo zogen Julius Sichel auf 68 000 Prozent an.
Von Schiffahrtsaktien zogen Norddeutſcher Llohd auf 100 000
Paketfahrt auf 270000 M. an. Ferner würden genannt
Mannesmannröhren 490 000, Rottweiler 85- zu 90000
Laura 275 000, Rombacher 250- zu 255 000, Phönix-
440 000, Krügershall 80 000, A. E. G. 88000, Beckerſtahl
93 000, Hanſa Lloyd 19000. Auch die im freien Verkehr
gehandelten Olea- Aktien waren zu ſtürmiſch geſteigerten
Kurſen gefragt.

Halleſche Börſe vom 7. Funi.
(Kursnotierungen der Halleſchen Bankfirmen.)

Hall. Bankv., alte 7900, Hall. Pfännerſchaft 120 000,
Riebeck Montan 750000, Werſch. Weißenfels 550 000, Am-
mendorf. Papier 68 000, Aktienmalzf. Könnern 450 000,

J Halle Zimmerm., St. 23 400, Hall. Maſchinenfabr. 82 000,
J Gebr. Jentſch 57 000, Glauziger Zucker 200 000, Kyffhäuſer-

Hütte 34 000, Gottfried Lindner 59 090, Wegelin u. Hübner
34 000, Zuckerraffin. Halle 80000, Halle-Hettſtedt Lit. A
110000, Halle-Hettſtedt Lit. B 110000.

Neue Verminderung des Reichsgoldes.
Der Ausweis der Reichsbank vom 31. 5. zeigt eine

1070 Milliarden auf
Milliarden. Auch der Privatwechſelbeſtand ſchwoll

Milliarden an, der Banknotenumlauf um 977
Milliarden; der Goldbeſtand nahm um 75 Millionen ab,
davon um 53 Millionen für Einlöſung der belgiſchen Schatz-
wechſel ein trübes Bild fürwahr! m

Bad. Anilin- und Sodafabrik Ludwigshafen.
Jn der Generalverſammlung wurde über den Umfang

der franzöſiſchen Requiſition von Farbſtoffen berichtet, die
viele Milliarden an Wert umfaßt. Auch der Abtransport
des Stickſtoffdüngers aus Oppau, der den Franzoſen die
größten Schwierigkeiten bereitet, bedeutet im Wert ver
ſchiedene Milliarden Mark, die von der Regierung zu
erſtatten ſind.
Farbwerke Meiſter, Lueius und Brüunning, Höchſt a. M.

Die G. V. genehmigt die Dividende von 300 Prozent.
Auch hier wurden durch die Franzoſen ea. 14 000 Tonnen
Farbſtoffe abtransportiert. Der Jnlandsbedarf ſei durch aus-
wärtige Copie hinreichend gedeckt.

Die Donnersmarckhütte
verteilt 500 Prozent Dividende 0,1 Prozent in Gold-
mark). Die Beſchäftigung iſt gut.

Hanf-gmport Akt. -Geſ., Halle.
Die erſte ordentliche Generalverſammlung der Hanf

Jmport Akt.-Geſ., Halle, fand am Sonnabend im Stadt-
ſchützenhaus ſtatt. Die Generalverſammlung genehmigte ein
ſtimmig die Dividende von 55 Prozent, die vom Montag,
dem 4. d. M., an zur Auszahlung kommt. Der alte Auf
ſichtsrat wurde wiedergewählt und Herr Rentier Paul Mar-
tini, Gröbzig, als viertes Mitglied hnzugewählt. Die vom
Vorſtand beantragten Satzungsänderungen wurden einſtimmig
beſchloſſen. Betreffs der Feuerverſicherung wurde beſchloſſen,
ſie in einer hochwertigen ausländiſchen Währkung abzu
ſchließen. Ferner wurde noch mitgeteilt, daß die Aktien
in Kürze im halliſchen Freiverkehr eingeführt werden ſollen.

Produktenmarkt.
Berlin, 7. Juni. Stimmung ſtark befeſtigt. Geſchäft

lebhaft bei reichlichſtem Angebot zu höherem Preiſe. Nicht
amtlich). Drahtgepr. Weizenroggenſtroh 26 000—28 000, drht.
gepr. Haferſtroh 23 000-27 000, bindfadengepr. Weizen
roggenſtroh 23 500-255500, loſe und geb. Krummſtroh
19 000—-22 000, Häckſel 29 000-30 000, handelsübl. Heu
21 000--23 000, gutes Heu 25000—26 000, Biertreber
49 000, Treber 47 000, Haferſchalen 48 000, Haferkleiso
45 000, Strohmehl 38 000, Palmenkernſchrot 45000 für
50 Kg einſchl. Verpackung. Alles ab Verladeort.

Mittagsbörſe. Amtlich wurden notiert pro 50
Kilogramm ab Station: Weizen, märk. 135- bis 137 000,
Roggen, märk. und pomm. 117- bis 118 000, Sommergerſte,
märk. 90- bis 96000, Hafer, märk. 90- bis 92 000, pomm.
89- bis 90000, Mais, Waggon frei Hamburg 107- bis
109 000, Weizenmehl pro 100 Kilo frei Berlin 370- bis
410000, feinſte Marken über Notiz bezahlt, Roggenmehl
pro 100 Kg frei Berlin 280- bis 320 000, Weizenkleie
56- bis 58 000, Raps 235 000, Leinſaat 240 000, Erbſen,
Viktoria- 135- bis 145 000, kleine Speiſeerbſen 100- bis
110 000, Futtererbſen 95 000, Peluſchken 105- bis 110 000,

Ackerbohnen 90- bis 95090, Wicken 115- bis 130000,
Lupinen, gelbe 145- bis 155 000, Serradella 240- bis
245 000, Rapskuchen 90000, Leinkuchen 140- bis 145 000-
Trockenſchnitzel 36- bis 37 000, vollwertige Zuckerſchnitzel
51- bis 52 000, Torfmelaſſe 30/70 33- bis 34 000, Kar
toffelflocken 58- bis 59 000.

Leipziger Schlachtviehmarkt vom 7. Juni.
Auftrieb: Rinder 95, Ochſen 18, Bullen 16, Kalben

11, Kühe 50, Kälber 580, Schafe 131, Schweine 630; zu-
ſammen 1436. Preiſe für 50 Kg. Lebendgewicht (in 1000
Mark): Ochſen 1. Kl. 2. Kl. 46--50, 3. 40--46, 44.
32—-40; Bullen 1. Kl. 47—48, 2. 43-47, 3. 36-43: Kühe
1. (Kalben) 3. 40 50, 4. 33-40, 5. 290 33: Kälber
2. Kl. 49 50, 3. 40--49, 4. 30--40; Schafe 1. 46 48,
2. 40 46, 3. 32-40; Schweine 1. 64--66, 2. 66--677
3. 60 64, 4. 54-60, 5. 5460. Geſchäftsgang: Rinder
langſam, Kälber langſam, Schafe langſam, Schweine ſehr
langſam., Ueberſtand: Rinder 19, davon Ochſen 11, Bulle
2, Kühe 6, Schweine 89. Ausgeſuchte Tiere Ausſtellung
ware) koſten über höchſte Notiz. Die Stallpreiſe müſſen
entſprechend den letzten Marktpreiſen für Rinder 20 Proz,
für Kälber und Schafe 18 Proz., und für Schweine 186
Proz. niedriger ſein.

Berliner Metallpreiſe vom 7. 6.
Elektrolytkupfer 27 042, Raffinadekupfer 22500

23 500, Weichblei 9300—-9500, Rohzink 10 600--10 800, Alu-
minium 37 400, Bancazinn 74—-75 000, Nickel 43 000--
44 000, Barrenſilber (ea. 900 f.) 1560 0001 880 000.

Das neue Goldzollaufgeld.
Für die Zeit vom 13. bis einſchließlich 19. Juni d. Js.

wärtige Läger hinreichend gedeckt.
v. H. in der Vorwoche.

Neue Preiſe für künſtliche Düngemittel.
Eine Verordnung des Reichsminiſteriums für Ernährung

und Landwirtſchaft bringt neue Preiſe für künſtliche Dünge-
mittel. Es betragen mit Wirkung vom 1. Juni 1923 ab
die Höchſtpreiſe für 1 Kg. o waſſerlösliche Phosphorſäure
in Superphosphat 5700 Mark, für 1 Kg o zitronenſäure-
lösliche Phosphorſäure im Rhenaniaphosphat 5700 Mark.
für 1 Kg 90 Geſamtphosphorſäure im Rhenaniaphosphat;
4850 Mark.
m
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Bus Meiſterwerßk des 50lpini,
Kriminalroman von Otto Berndt.

Amerikanisches Copyright 1921

by Carl Duncker, Berlin.
Nachdruck verboten.

Der Schatten! Natürlich der Schatten eines Mannes!
Warum nicht? Hatte er ergründet, welche Motive dieſem
rätſelhaften Mann zu der Mordtat bewogen, hätte er aus-
findig gemacht, wie dieſer in den Saalraum und wieder hin-
ausgekommen, dann war ja der Hergang leicht zu erklären.
Salvini hatte mit dem Rentier geſprochen vorausſichtlich
ſehr laut Schumann wollte ihn mit Geld erkaufen und
öffnete den Geldſchrank

Bis dahin war alles, wie es das Gericht annahm
und nun?

Der Unbekannte hatte ſich eingeſchlichen vielleicht dem
Maler ein Chloroformtuch über den Kopf geworfen. Was
zwiſchen dem Mörder und ſeinem Opfer geſchehen wer
konnte es wiſſen. Dann hatte der Mörder zuerſt das Opfer
beſeitigen wollen daher der Schnitt am Halſe, und
dann kam ihm ein anderer Gedanke die Schuld abzuwälzen
auf den Maler leicht war es, dem Ohnmächtigen den Dolch
in die Hand zu preſſen und ſeine Kleider mit Blut zut be
ſpritzen. Leicht, ihm einen Morphiumtrank einzuflößen, da-
mit ſein Schlaf ſich verlängerte.
w Und dann war er eben gegangen, wie er gekommen

ar.
Aber wie?
Er hatte ſchon alles verſucht. Nach unterirdiſchen Gängen

geforſcht nach verborgenen Treppen Palais Arnim
war ein verhältnismäßig neuer Bau er barg keine Ge-
heimniſſe der Kommiſſar hatte vergebens an die Mauern
geklopft, und in den engen Heizrohren der Schornſteine
konnte kein Menſch hinunterſteigen.

Das alles hatte er ſchon in den Monaten der Vor
unterſuchung nicht einmal, ſondern immer wieder geprüft.

Und ebenſo hatte er das ganze Leben des Rentiers
durchwühlt. Wo war der Feind, der ihn mordete? nur
mordete nicht beraubte!

Wie leicht wäre es dem Mörder geweſen

18]

ein einfacher

Anhalt gegeben für eine Tat der Rache.

kam er am nächſten Morgen in ſein Büro.
„Mann Schlüter wie ſehen Sie aus?“

teilung des Polizeipräſidiums, ſtand in der Tür.
„Haben ſich wohl geſtern den Fall Salvini zu ſehr zu

Herzen genommen war doch vorauszuſehen.“
„Das ſehen

denn ich weiß, daß Sie innerlich an
Mannes glaubten.“

„Und das tu ich noch, das iſt ja das Schlimme!“
„Schlüter, Sie wiſſen, ich gehe für Sie und

Scharfblick durch dick und dünn, aber diesmal--“
„Er iſt unſchuldig.“
Weſendonk lachte.

die Unſchuld des

ihren

liebſten einen unbeſchränkten Urlaub nehmen und auf eigene
Fauſt Tag und Nacht arbeiten

„Gewiß möchte ich das
Weſendonk lächelte und legte ihm die Hand auf dis

Schulter.
„Mein lieber Freund
Das Verhältnis zwiſchen dem Regierungsrat und dem

erfahrenen Kommiſſar war in den langen Jahren des Zur
ſammenarbeitens ein überaus herzliches geworden.

„Zum erſten Male verweigere ich Jhnen den Urlaub.
Jawohl, ich verweigere ihn Jhnen. Sie ſehen mir zu ab-
geſpannt und überarbeitet aus, als daß ich es verantworten,
könnte, Jhnen einen Erholungsurlaub zu geben. Nicht wahr,
das klingt merkwürdig? Aber es iſt mein bitterer Ernſt.
Gebe ich Jhnen Urlaub, dann jagen Sie in der Welt Kimher,
opfern ſich für einen Menſchen, der es gar nicht verdient,
und arbeiten ſich tot! Da muß ich ſchon beſſer ſorgen.
Sie übernehmen die Aufklärung der großen Schmuggler-
und Schieberaffäre Wolff und Konſorten. Da ſind die Akten.
Sie müſſen zunächſt einmal nach Norwegen, denn dort ziehen
ſich die Fäden zuſammen. Sie können gleich heut abreiſen

Griff in den offenen Geldſchrank er hatte ihn verſchmäht

Bei dem Tode unsers lieben Vaters sind uns
soviel Beweise inniger Teilnahme zugegangen, daß

Wir nur auf diesem Wege Allen von Herzen danken.

die Akten leſen Sie unterwegs ich denke, das wird Sie

Gottesdienſt-Anzeigen.
Sonntag, den 10. Juni 1923 (2. n. Trinit)-

Geſammelt wird eine Kollekte für den Prov.-Sitt-
lichkeits-Verband.

Es predigen:
Dom. Vorm. 10 Uhr: Superintendent Bithorn.

Vorm. 11 Uhr: Kindergottesdienſt.

ein Raub kam nicht in Frage, und niemand hatte ühm einen

Der Morgen kam, und noch immer ſaß Schlüter nach-
denkend in ſeinem Seſſel. Etwas abgeſpannt und übernächtig

Regierungsrat Weſendonk, der Chef der Kriminalab-

„Auch der beſte Feldherr verliert manchmal eine Schlacht,

„Und da möchten Sie, wie ich Sie kenne, jetzt am

auf andere Gedanken bringen. Dabei iſt es ſehr möglich, daß
Sie auch nach London hinüber müſſen die Fäden der
Bande ſind ſehr verbreitet und ſo ein wenig herumgondeln
auf der Nordſee iſt für einen nervöſen Menſchen die beſte
Medizin.“

„Herr Regierungsrat
„Keine Widerrede es iſt ſchon alles abgemacht. Der

Unterſuchungsrichter Landgerichtsrat Schleiermacher hat mit
beiden Händen zugegriffen ich habe Jhnen ſchon alle
Päſſe beſorgt Sie können mit dem Mittagszug reiſen
zudem wenn wirklich in der Affäre Schumann noch etwas
zu machen ſein ſollte, was ich nicht glaube einesteils,
wenn etwa der ſogenannte große Unbekannte, der die Tat
nach Jhrer Meinung begangen hat, ſich in Deutſchland auf-
hält, dann iſt es nur gut, ihn in Ruhe und Sorgfalt gu
wiegen und glauben zu laſſen, daß die Sache erledigt ſei
iſt er aber außer Landes vielleicht treffen Sie ihn ßzu-
fällig am Nordkap oder in einem Boxertheater in White-
chapel.“

Schlüter war auf und ab gegangen.
„Herr Regierungsrat, es wäre leicht möglich geweſen,

daß ich mich zum erſten Male wegen des verweigerten Ur-
laubs über Sie bei der höheren Jnſtanz beſchwert hätte

Er lächelte auch.
„Aber Sie haben recht zudem, ich bin, wie Sie

wiſſen, furchtbar abergläubiſch wer weiß, ob mich der
Fall Wolff nicht wirklich auf die rechte Spur bringt. Jch
übernehme die Sache und will ſogar heute noch abreiſen,
aber Sie müſſen mir geſtatten, daß Kommiſſar Schreiber
der ja wohl in Berlin bleibt, neben ſeiner amtlichen Tätig-
keit auch ein wenig für mich arbeitet und den Fall Salvini
hier weiter verfolgt.“

„Natürlich
alſo ſind die Akten.“

Schlüter ging in ſein Büro.
„Jch bitte Herrn Kommiſſar Schreiber.“
Ein übergroßer, breitſchultriger Mann trat ein, dem

man ſogleich anſah, daß er aus der uniformierten Polizei
hervorgegangen war.

„Nehmen Sie Platz, lieber Kollege.“

er ſteht zu Jhrer Verfügung. Hier

FStabtthegter Hahe
Sonnabend, abds. 7 Uhr:

Lohengrin.
Sonntag, nachm. 3 Uhr:
(Fremden- Vorſtellung bei

ermäßigten Preiſen)

(Fortſetzung folgt).

Menſchan.
Sonntag, den 10. Juni, nachm. 3 Uhr:

Gertrud Bosse verw. Kuhfuß geb. Teichmann, 9 Heee en n t in n
er Herberge zur Heimat. takonus Wuttke S e an.Charlotte Stoebe geb. Teichmann, DomFrauenhilfe (Seminar) Sonntag abpe h

Adolf Bosse, Mittwoch, den 13. Juni 1923, nachm. 3.30 Uhr. r eJungfrauen-Verein d. Vaterl. Frauen- Vereins Wie ſchli iFranz Stoebe. Seffnerſtratze 1). Montag, abds. 7.30 Uhr e n Garten-Konzert!?
Sonntag, abends 7.30 Uhr: Verſammlung Von morgens bisMerseburg, den 8. Juni 1923. Chriſtl. Verein junger Männer (Seffnerſtr. 1) mütternaehts. Im Saale Tänzchen.
Verſammlung Sonntags und Dienstags, 5 gabends s ühr Oſtmärker. r Großer Feſtball?

Landeskirchliche Gemeinſchaft Von vorm sVerſ r imat“ VorFamilienNachrichten. ne eine ihren Honatsversammiung be un Uroßes Preiskegeln!
Verlobt. Marie Rein Für die uns erwieſenen Aufmerkſamkeiten Volksbibliothek: Geöffnet Sonntags von und Familien Abend Es laden ergebenſt ein

hardt mit Max Quarg,
Weißenfels; Katharina herzlichen Dank.
Holm mit Gerhard Serno, JeWeißenfels Melanie General-Jnſpektor i. R.
Krumbholz mit Erwin
Pohle, Porbitz Dürrenberg

Geſtorben Margarethe

zu unſerer goldenen Hochzeit ſagen wir allen

A. Vater und Frau

11.30 bis 12.30 mittags.

Stadt. Vorm. 10 Uhr: Paſtor Angermann.
Vorm. 11 Uhr: Kindergottesdienſt. Paſtor Riem.

Evang. Männer- und JFugendverein.
Sonntag, abbs. 5 Uhr: Verſammlung an

im „Strandſchlößchen“,
am Montag, den 11. d
Mts. abends 8 Uhr.

Vollzähliges Erſcheinen
erwünſcht.

Der Wirt.

Voranzeige! Niederwünsch.

Die Jugend.

Vorauzeige!

Sonntag, d. 15.
Juli 1923, vonder Geiſel 5. Bericht über Dresden. Karl Hartung.

Heinze, 22 9., Weißen- Donnerstag, abends 8 Uhr: Mitgliederver-
fels; Anna Knöfel, 71 J.
Schkeuditz Liberte König,
71 Aupitz-Granſchütz;Minna Matthes, 49 Jahr, I Brötchen

Weißenfels. Semmel 3201 Brot (1900 Gr.) 5500

Preiſe für markenfreies Gehäck!

160 Mark

Die Preiſe treten ſofort in Kraft!
Bäcker-Jnnung Merſeburg.

ſammlung. An der Geiſel 5.
Evang. Mädchenbund St. Maximi.

Dienustag, abds. 8 Uhr: Chorgeſang an der
Geiſel 5. Lehrer Buſch

Mittwoch, abds. 8 Uhr: Verſammlung an
der Geiſel 5. Paſtor Riem.

Altenburg. Vorm. 10 Uhr: Paſt. Kratzenſtein.

Mark
Mark

Heirat.

7 Fräulein, 72
anſtänd. u. wirtſchaftl.
erz., 28 w. die Be
kanntſch. ein, nett. Herrn
zu machen zwecks ſpät.

geſich. Ang. m. Bild u.
s 23 a. d. Exp. d. Bl.

nachm. 1 Uhr,
findet unſer dies-

jähriges

Fnereſen

Vorſtand. Fürſtatt. Anmeldung bis 10. Juli beim
Stallung iſt geſorgt. Es ladet ein

Krieger- und Landwehr-Verein.
Str. Diskr. zu

Vorm. 11 Uhr: Kindergottesdienſt.

Neumarkt. Vorm. 10 Uhr: Paſtor Boit.

C. A. KLEMLeiprig I Ferospr. 2096 Jeumarkt 26

Jm Anſchluß Beichte u. heiliges Abendmahl.
Vorm. 11.15 Uhr: Kindergottesdienſt.

Montag, abends 8 Uhr: Konfirmierte Söhne
im Pfarrhauſe.

Pianoſorte-
Keparaturen Stimmungen

enthält mehr Kährwert ale
eine Menge teurer Kähr

Flügel Flügel St. Thomae im Pfarchauſe.Pianinos Musikalien Vianinos Evangeliſche Kirchengemeinde Röſſen.
Sonntag, den 10. Juni 1923 (2. n. Trinit).Harmoniums Harmoniums Vorm. 10 Uhr. Paſtor Jentzſch.

Grammophone Schallplatten

Künstler-Notenrollen für 65er u. 88er Apparate

Donnerstag, abends s Uhr: Mädchenverein

Sie ſparen Geld
Fahrrad gummi

Laſſen Sie ſich

Preisliſte ſenden.

Emil Levy, Hildesheim.

1Sängertannt un ter Ootee

23. 30. Juni 292
Leipzig Hamburg Lübeck Travemünde--
Saßnitz Rögen) Swinemünde Siettin
Berlin Leiprig. Veranstaltet vom
Männergesangverein Liederhain.

gratis

Katholiſche Gemeinde.
Sonnabend, von 5 Uhr an: Beichtgelegenheit.

Sonntag, den 10. Juni 1923
Früh von 6 Uhr an: Beichtgelegenheit; 7 Uhr:

Frühmeſſe; 9.30 Uhr: Feierliches Hochamt mit
Predigt; 2 Uhr: Andacht.

v

räparate. Täglich genoſſen,a Köſtritzer Schwarzbier 5

das beſte Stärkungs- und
Kräftigungsmittel für Ge
ſunde und Kranke, Blutgerme und ſtillende Mütter, 8
Wegen der ſtärkenden un g
belebenden Wirkung vor
den Ferzten allgemein ge

Buchhalter,
8 Gewandter, unbedingt zuverläſſiger

an ſelbſtändiges Arbeiten gewöhnt,

Naundorf. 11 Uhr: Gottesdienſt mit Predigt.
Stöbnitz. 8 Uhr: Gottesdienſt mit Predigt.
Neu-Röſſen 8 Uhr Hochamt mit Predigt

in der Kirche. 10 30 Uhr: Heil. Meſſe mit Predigt
in der Schule.

ſtehen
s

5
e

Schwere und leichte

ArbeitsPferde

Louis Reimann,
Halle a. S.,

Landsbergerſtraße 55.

Fahrpreis einschl. aller Eisenbahn-, Dampier-
fanrten, Besichtigungen etc. 65 000 M a r K.
Programm u Anmeldg. bei der Hamburg-Amerika-
Linie, Leipzig, Augusſuspla z 2 u. o. eiseleiter
Herm. Woitf, Leipzig-R., Crottendorfer Str. 7.

Fernsprecher 61 646.

Gute Musik, erstklassige Getränke,

vorzügliche Konditorei
zum Verkauf.

Gestrickte Metallbetten
Stahlmatr. Kinderbett. dir.

ſchätzt und empfohlen. zum 1. Juli geſucht.
g Angebot mit Lebenslauf u. Zeugnis-Abſchrift.

Kamille zu finden ſein t
Riederlagen in Merſeburg:
Carl Schmidt, Bier-handlung, Unteralt en
burg 10, Telefon 369;
Bernhard Oeltzſchner,
Bierhandlung, Obere
Burgſtr. 9, Telefon 374
und in den durch Plakate
kenntlich gemachten Ver-
kaufsſtellen.

Nationalkassen
(beide Rummern erbeten)
kauft Röägler, Berlin,
Potsdamer Straße 38.

Kontor Lehrling
(auch weibl.) mit guter Schulbildung geſucht!
für ſofort oder ſpäterSchriftl. Ang. unt. 450/23 an die Geſchäftsſt. d. Ztg.

I

werden eingestellt! Anfragen richten an

unt. Rr. 456/23 an die Geſchäftsſt. d. Ztg. erb.

Dixi-Werke, EVisenach.
men

amen-Jacken
in Wolle und Kunstseide

Jumper Blusenschoner
Berchtesgadener Jäckchen

empfiehlt in reicher Auswahl und
vielen modernen Farben preiswert

R. Schnee Nachfl.
A. F. Eber mann

Halle a. S. Gr. Steinstr. 34.

an Private, Katal, 59 c frei.

Eiſenmöbelfbr.5uhl (Th.)

Kaffeehaus Orte
Soolbad Dürrenberg.

LIIIIII IIIJagd -Gewehr, Reiſe

Koffer eventl. -Korb
zu kaufen geſucht. An
gebote erb. unt. 454/23
an die Geſchäftsſt. d. Bl.

Sfalt-Sehlteentaus, Ha
2

am Käönigspiatz.
Vornehmes öftentliches Verkehrslokal

gr.

mit Hoſe,
für ſchlanke Figur, 1.85 m

zu verkaufenAnfragen unter 451/23 an
die Geſchäftsſt. d. Bl. erb

eistungsfähigste Küche
Gute Biere und Weine
Halie ber uchenden Pablikum

beutens empfohlen.
Dem

3 mal getr.,

Telefon 6546.

4
4

2

Ernst Hempel.

IIIIIIIIIIIIXI III

c
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Beilage zu r. 1
Freitag, den 8. Juni 1923

Haushaltsplan 1923. Die neuen Gewerbeſtenern.
la gesordnung

zur Sitzung der StadtverordnetenVerſammlung
am Montäg, dem 11. Juni 1923, nachmittags 6 Uhr.

1. Beſchlußfaſſung über die Gewerbeſteuer für 1923
a) Nachtrag zur Gewerbeſteuerordnung,
b) Gemeindebeſchluß über die für 1923 zu erheben-

den Hundertſätze,
e) Ermäßigung der Hundertſätze für das erſte Viertel-

jahr 1923.
2. Erſatzwahlen zum Reichseinkommenſteuerausſchuß für

den Südbezirk.
3. Wahlen zum Kreis-Sonderausſchuß für die Reichs

einkommenſteuer.
4. Erhöhung der Beteiligungsſumme der Stadt bei der

Mitteldeutſche Heimſtätte.
5. Haushaltspläne:

a) Lyzeum, Mittelſchule, Volksſchulen, Gemeindeſteuern
und Abgaben, Außerordentliche Rechnung;

b) Allgemeine Verwaltung, Vermögens und Schulden-
verwaltung;

e) Bauverwaltung, Werkeverwaltung;
d) Wohlfahrtsamt;
e) Grundeigentumsverwaltung:
f) Feuerwehrverwaltung:;
g) Polizeiverwaltung;
h) Haushaltspläne, die ſich ſelbſt tragen.

Geheime Sitzung.
Der Magiſtrat ſchickt uns folgende Vorlage:
Der Haushaltsplan für das Jahr 1923 wird nach

s 66 der Städteordnung gemäß dem vorgelegten Entwurf
beſchloſſen.

Ebenſo werden die Sonderhaushaltspläne, ſoweit ſie
nicht ſchon in erſter bis dritter Leſung beſchloſſen ſind, in
der vorliegenden Form in zweiter und dritter Leſung
und daher endgiltig beſchloſſen.

Der danach durch die Erträgniſſe des Steuerhaushalts-
planes zu deckende Fehlbetrag wird feſtgeſtellt auf
474 813 0090 Mark.

Die Deckung dieſes Fehlbetrages ſoll, ſoweit nicht die
kleineren Steuern Erträgniſſe bringen, in folgender Weiſe
erfolgen.

1. Gemäß Mitteilung des Deutſchen Städteages iſt das
50fache des gewährleiſteten Anteils an der Reichs
einkommenſteuer einzuſetzen 170000 000 Mark.
Aus der Gewerbeſteuer iſt bei einem Satze
von 1 Prozent Lohnſteuer auf die gezahlten Gehälter
und Löhne und 15 Prozent Ertragsſteuer auf die
Erträgniſſe des Vorjähres und einer Ermkßigung der
Lohnſteuer für die erſten 3 Monate des Geſchäfts
jahres 1923 auf 0,7 Prozent zu rechnen mit einem
Aufkommen von 225 000 000 Mark.

J

3. Bei der Gebäudeſteuer ſoll bei den vorjährigen
Zuſchlägen verblieben werden mit 3 Prozent vom ge
meinen Wert von unbebauten Grundſtücken. Bei unbe

bauten Grundſtücken ſoll 6 Prozent des gemeinen
Wertes erhoben werden, welches der vorjährigen Be-
laſtung gleichfalls ungefähr entſpricht, da in der
Zwiſchenzeit durch Neuanſchaffung die unbebauten
Grundſtücke entſprechend höher mit dem gemeinen Wert
eingeſchätzt ſind.

Dieſe Sätze würden betragen: Bei den bekannten
Grundſtücken 32 000 Prozent des ſtaatlichen Solls und
bei den unbebauten Grundſtücken 412 000 Prozent des
ſtaatlichen Solls und wurden als Ertrag bringen
56 000 000 Mark.

4. Die Betr i ebsſteuer ſoll erhoben werden mit 6000
Prozent Zuſchlag, wie im Vorjahr, mit einem Ertrage
von 2000 000 Mark; ſo daß die direkten Gemeinde-
abgaben zuſammen betragen: 453 000 000 Mark.
Begrün dung: Obgleich auch jetzt noch in keiner

Weiſe feſtſteht, mit welchen Ueberweiſungen die Städte
aus der Reichseinkommenſteuer und aus der Umſatzſteuer
zu rechnen haben und wie ſich das rückwirkend vom 1.
April 1923 ab in Kraft zu ſetzende neue Gewerbeſteuers
geſetz für die Gemeinden auswirken wird, erſcheint es nicht
angängig, die Aufſtellung des Haushaltsplanes noch weiter
hinauszuſchieben.

Da es ſelbſtverſtändlich nicht möglich iſt, während des
Entſtehens der Haushaltspläne die Schwankungen des Geld-
ſtandes jeweils zu berückſichtigen, iſt für die Aufſtellung
des Entwurfes überall der Stand vom Ende März 1923
zu Grunde gelegt, ſo daß z. B. die Ausgabezahlen für
Löhne, Gehälter, Kohlen uſw. ſchon längſt in Wirklichkeit
überholt ſind. Ein Gegengewicht für das hierdurch
bedingte Unrichtigwerden und die damit eingetretene Un-
zulänglichkeit des vorliegenden Haushaltsplanentwurfes iſt
damit gegeben, daß auch der Anteil an der Reichseinkommen-
ſteuer, an der Umſatzſteuer und an der Gewerbeſteuer, ſo-
weit ſie eine Lohnſummenſteuer iſt, ſich entſprechend er-
höhen wird, wie wenigſtens gehofft werden muß.

Der Haush altsplan unterſcheidet ſich von dem
früheren dadurch, daß von den ſtädtiſchen Werken lediglich
der nach dieſen Beſchlüſſen monatlich abhzuliefernde Gewinn-
anteil als Einnahme im Haushaltsplan erſcheint, wäh-
rend im übrigen Haushaltsplan der jetzt kaufmänniſch ver-
walteten Werke, ſoweit der Betrieb in Frage kommt, nicht
mehr der Beſchlußfaſſung gemäß Städteordnungen unter-
liegt. Der lediglich die Zahl der Beamten und Ange
ſtellten und ihre Beſoldung nachweiſende Verwaltungshaus-
haltsplan, der ſich jetzt ja ſelbſt tragen muß, iſt für den
Haushaltsplan ebenſowenig von Bedeutung, wie der ent-

ſprechende Haushaltsplan der Sparkaſſe. Dadurch ändert ſich
aber die Schlußſumme des Haushaltsplanes ganz außer-
ordentlich und wird dementſprechend ſehr viel niedriger,
was ohne weiteres daraus erſichtlich iſt, daß ſchon im
Vorjahr die ſtädtiſchen Werke an der Schlußſumme von
rund 56 900 000 Mark des vorjährigen Haushaltsplanes
mit 23000 000 Mark beteiligt waren. Jm diesjährigen
Haushaltsplan ſtehen alſo nur die abzuliefernden Ueber-
ſchüſſe und

32 des Merſeburger Tageblattes

ver Hanshaltsplan ſchließt in dieſem Jahre in
Einnahme und Ausgabe mit der Summe von

2 861 098 000 Mark.
Dabei muß allerdings erwähnt werden, daß in dieſer Summe
eine Reihe von Erſtattungen ſtecken, weil zum Zwecke der
Klarheit, Richtigkeit und Ueberſichtlichkeit des Haushalts
planes auf der einen Seite für einzelne Gebiete, z. B.
Beſoldungen, Vermögens und Schuldenverwaltung, Sammel
haushaltspläne aufgeſtellt ſind.

Aus den einzelnen Verwaltungen ſei folgendes mit-
geteilt:

Die Allgemeine Verwaltung erfordert einen Zuſchuß
von 108 380 000 Mark. Die in dieſer Verwaltung zu-
ſammengezogenen Gehaltszahlungen an Beamte und An
geſtellte betragen rund 226 500 000 Mark, wozu das Reich
an Zuſchüſſen rund 183 000 000 Mark gibt. Hier ſowohl,
wie auch bei allen übrigen Anſätzen iſt mit der größten Spar-
ſamkeit gewirtſchaftet und die Beſoldungen entſprechend
Geſetz und Tarif eingeſetzt.

Die Vermögens und Schuldenverwaltung weiſt einen
Betriebsſtock für die Kämmereikaſſe von 80000 000 Mark
aus, der bei der Geſamtſumme des Haushaltsplanes nicht
gut niedriger eingeſetzt werden kann. Außerdem enthält
dieſer Plan den hier in Ausgabe und in der außerordent-
lichen Rechnung in Einnahme und Ausgabe einzuſetzenden
Pufferpoſten, der bei der Unſicherheit aller Verhältniſſe
zur Deckung unvorhergeſehender Mehrausgaben bei der
außerordentlichen Rechnung auch ja ſchon im Vorjahre mit
4290 000 Mark eingeſetzt war. Er iſt in dieſem Jahre
auf 300 000 000 bemeſſen, wovon 50 Millionen Mark der
beſonderen Bewilligung durch Magiſtrat und Stadtverord-
netenverſammlung vorbehalten ſein ſollen. Mit dieſer Höhe
iſt er gegenüber der Abſchlußzahl des Geſamthaushaltsplaneg
mit rund 2800 000 000 im Verhältnis niedriger, als die
rund 4 300 000 Mark gegenüber der Hauptſumme des Haus-
haltsplanes 1922 (ebenfalls ohne Werke) mit rund 33 000 000
Mark und auch nach dem Gutachten der Vereinigung der
Magiſtratsdirigenten der mittleren Städte der Provinz durch
aus angemeſſen.

Tas Wohlfahrtsamt erfordert einen Zuſchuß vom
231 486 600 Mark. Die weſentlichen Ausgaben ſind darin,

das Armenamt mit einem Zuſchuß von rund 20000000
der in der Hauptſache bedingt iſt durch die Koſten für die
Unterbringung von Armen in dem Landesheilanſtalten. Ein
Zuſchuß von 27000 000 rund erfordert das Arbeitsamt
in der Hauptſache durch die Erwerbsloſenfürſorge. Hier
ſind auch die ſeinerzeit bewilligten 10000 000 Mark für
produktive Erwerbsloſenfürſorge verbucht. Die Sozial
rentnerfürſorge erfordert rund 38 000 000 Mark Zuſchuß,
während die Kleinrentnerfürſorge mit 19 000 000 Mark aus-
kommt. Die Heime und Horte erfordern ſelbſtverſtändlich
auch erhebliche Zuſchüſſe.

Die Krankenhausverwaltung ſchließt in Einnahme und
Ausgabe mit der gleichen Summe, wie ja jetzt der Gedanke
überall Boden gewinnt, daß das Krankenhaus eine ſtädtiſche
Betriebsanſtalt iſt, die ſich ſelbſt erhalten muß, wie andere
ſtädtiſche Betriebe auch, und keine Wohltätigkeitsanſtalt.

Von den Schulverwaltungen tragen ſich gemäß den be-
ſtehenden Beſchlüſſen die Fortbildungsſchulen ſelbſt. Das



Lyzeum erfordert rund 14 000 000 Mark, die Mittelſchulen
rund 23500 000 Mark, die Volksſchulen rund 76 500000
Mark Zuſchuß, alles nach dem Stande vom März 1923
und nach Abzug der näch Angabe des Städtetages zu
erwartenden und erhofften, aber noch nicht feſtgelegten ſtaat
lichen Zuſchüſſe. An Beiträgen an die Landesmittelſchulkaſſe,
waren nach den damaligen Sätzen 58000 000 und für die
len duten an die Landesſchulkaſſe 122 500 000 Mark zu
zahlen.

Die Bauverwaltung erfordert einen Zuſchuß von rund
86 000 000 Mark. Dabei iſt in der Hauptſache die Tief-
bauverwaltung beteiligt, welche allein für Unterhaltung
der Straßen und Wege rund 31 000 000 und für Straßen-
reinigung rund 26 000 000 Mark erfordert, wobei die Kies-
grube eigentlich noch mit in Anſatz gebracht werden muß,
die rund 10500 000 Mark Zuſchuß koſtet.

Was die Feuerwehr anlangt, ſo iſt zwar der Standort
der Automobilſpritze in unſerer Stadt wegen der dadurch
erhöhten Feuerſicherheit an ſich ſehr zu begrüßen, auf der
anderen Seite iſt der Betrieb eines derartigen Fahrzeuges
indeſſen reichlich koſtſpielig und die Feuerwehrverwaltung
erforderte ſchon nach dem Stande vom März d. Js. einen
Zuſchuß von 2 172 000 Mark. Dabei iſt zu berückſichtigen,
daß für Fahrten nach Auswärts und bei Bränden von der
Stadt Koſten überhaupt nicht entſtehen, da dieſe Auslagen
von anderer Seite erſtattet werden.

Die Polizeiverwaltung umfaßt in dieſem
1. Mal die Baupolizei mit, welche früher im Bauhaushalts-
plan erſchien. Der Geſamtausſchuß beträgt rund
22 000 000 Mark, wovon rund 6000 000 Mark auf die
Senat sei entfallen. Die Ausgaben ſind in der Hauptſache

ehälter.
Von den Ertragsverwaltungen iſt, abgeſehen von dem

Steuerhaushaltsplan, der ſchon oben erläutert iſt, nur noch
der Haushaltsplan der Grundeigentumsverwaltung zu er-

Jahre zum

erbringt. An Pachtgeldern ſind eingeſetzt aus dem Gut'
wähnen, der einen Ueberſchuß von rund 29 000 000 Mark
Werder 40000 000 Mark
Wieſen 4700 000 Mark.

Die Verkehrsverwaltung erſcheint nur mit Gewinnan
teilen von den Bruttoeinnahmen, und zwar das

Gaswerk mit 150 000 000 Mk.,Waſſerwerk mit 15 000 000 Mk.,
Elektrizitätswerk mit 117500 000 Mk.

In der außerordentlichen Rechnung, die ja bekanntlich
in der Hauptſache nur Verrechnungsſtellen enthält, konnte
das Ergebnis des Jahres 1921 noch nicht eingeſetzt werden,
da der Abſchluß noch nicht endgiltig vorliegt. Dies hat in
der Hauptſache ſeinen Grund darin, daß wir jetzt immer
noch nicht und vorausſichtlich auf Monate hinaus noch nicht
haben erfahren können, wie übrigens alle anderen Be-
teiligten auch nicht, auf welche einzelnen Jahre der Staat
die Ueberweiſungen aus der Einkommenſteuer verrechnet
haben will. Jedenfalls kann ſchon jetzt mitgeteilt werden,
daß das Rechnungsjahr 1921 mit einem allerdings recht
beſcheidenen Ueberſchuß abſchließt, der bei den Zahlen des
jetzigen Haushaltplanes ohne jede Bedeutung iſt. Sobald
der endgiltige Abſchluß vorliegt, wird eine Vorlage über
die Verwendung des Ueberſchüſſes gemacht werden. Jn Eim-
nahme und Ausgabe iſt weiter nur der oben erwähnte
Pfufferpoſten von 300 000 000 Mark eingeſetzt und die Woh
nungsbauabgabe, welche in voller Höhe zur Deckung der mit
Rückſicht auf ihren Ertrag in Anſpruch genommenen Reichs
kredithilfe zu verwenden iſt.

und aus ſonſtigen Aeckern und

Damit wäre ein kurzer Ueberblick über die Geſtaltung
des diesjährigen Haushaltplanes gegeben, wobei immer nicht
vergeſſen werden darf, daß er aufgebaut iſt auf dem Stande
von Ende März 1923, und daß eine Gewähr dafür, daß
ſich die Verhältniſſe ſo abwickeln werden, wie ſie
anſchlagt ſind, natürlich nicht übernommen werden kann

Politiſche Rundſchau
Reichsjuſtizminiſter Dr. Heinze zur politiſchen Lage.
Hamburg, 5. Juni. Bei Gelegenheit eines parlamen-

tariſchen Tees der Deutſchen Volkspartei ergriff Reichsjuſtiz-
miniſter Heinze das Wort, um u. g. folgendes auszu-
führen: Zur innerpolitiſchen Lage äußerte der Miniſter: Die
Deutſchnationale Volkspartei iſt die einzige Wartei, die
außer der Deutſchen Volkspartei die treibenden Kräfte der
Politik und der politiſchen Notwendigkeißen erkannt hat.
Die Deutſchnationalen haben in durchaus loyaler Weiſe das
Kabinett Cuno geſtürzt. Die Sozialdemokratie kann ſich
immer noch ſchwer zu einer rückhaltloſen Zuſammenarbeit
mit dem Bürgertum entſchließen. Der internationale Zug
hemmt einen poſitiven und fruchtbringenden Eingriff in
unſere Politik. Die Perſonalpolitik der Sohialdemokratie
ſchadet unſerem Staate außerordentlich. Man kann den
deutſchen Staat nicht wie eine Gewerkſchaft regieren. Das
Geſetz zum Schutze der Rupublik iſt nicht geeignet, die deutſche
Einheit zu fördern.

Enthüllungen des Abgeordneten Otto Bauer.
Wien, 6. Juni. Der ſozialdemokratiſche Abgeordnete

Otto Bauer teilte in der heutigen Sitzung des Nationalrats
mit, daß der Abgeordnete Czernin im Oktober 1919 zwei-
mal von dem damaligen tſchechiſchen Geſandten Tuszar
die Entſendung von Ententetruppen na chWien verlangte
und dieſes Verlangen vor der Wiener Generalkonferenz
wiederholte.

Turnen, 5uiel und Sport
Bulljwielverein Germanig. 10jühr. 5kiftungsfeſt,

Anläßlich ſeines 10- jährigen Beſtehens veranſtaltet
der B.V. Germania am kommenden Sonntag dem 10. Juni
auf dem Kaſernenhof Pokal- und Diplomſpiele. Sehr
gute Ligaklaſſe aus Thüringen, M. T. V.-Erfurt, iſt für
die erſte Mannſchaft verpflichtet: die zweite ſpielt gegen
die Ligareſerve desſelben Vereins, die 3. gegen Jahnbund III-
Apolda. Junioren gegen 98 Halle Jun. und die Knaben
gegen 98 Halle 1. Knaben. Ein reichhaltiges und ſicherlich
mit vielen Unkoſten aufgeſtelltes Fußballprogramm. Möge
der Wettergott ſein beſtes Geſicht aufſetzen und die Sporr-
gemeinde durch zahlreichen Beſuch den eifrigen, Verein unker-
ſtützen.

Sportverein 9) Sportfreunde Halle (Liga).
Nachdem am vergangenen Mittwoch der Sportverein

98 Halle den Reigen der beſuchenden Liga-Vereine aus dem
Saalekreis beim Sportverein 99 eröffnet hat, folgen am
Sonntag die Halleſchen Sportfreunde mit ihrer Ligamann-
ſchaft. Wieder alſo ein alter Pionier des Fußballſports

ver

jeden

im Saalekreis, der ſich unſerem Gaumeiſter gegenüberſtellt.
Die Sportfreunde ſtellen eine ausgeglichene, vor allem
ſehr ſchnelle Elf, deren letzte Reſultate den Aufſchwung er
kennen laſſen. Manch bekannter Namen taucht in den
Reihen der Hallenſer auf, erinnert ſei nur an den lang
jährigen Torwart der Halleſchen Städtemannſchaft Ecke, den
vorzüglichen Verteidiger Böhme, Mittelläufer Winter und
Sturmführer Dewitz. Ein beſonderes Intereſſe gewinnt dis
Spiel noch dadurch, daß Sportfreunde am 2. Pfingſtfeiertag
auch Eintracht Hannover als Gegner hatte, die bekanntlich
tags zuvor Gaſt des hieſigen Sportvereins 99 waren. 99
verlor 3:2, Sportfreunde Halle 2:1. Wer iſt nun von beiden
der ſtärkere? Dieſe Frage wird das Sonntagsſpiel beant-
worten. Wir kommen darauf noch zurück.

Wochenfußballſpiel. Die zweite Mannſchaft des
Sportv. 99 Merſeburg ſpielte geſtern abend in Halle gegen
Favorit (Ligareſ.) 2:2, (2:0 für 99) Sportv. 99 führte
nach eifrigem Spiel bis kurz vor Schluß mit 2:0. Zeit-
weiſe drückte Favorit ſehr bedenklich. Der 99er Tormann
und die gute Verteidigung verhinderten den Hallenſern

Erfolg zum Sieg. Das Spfel ſelbſt war äußerſt
fair und befriedigte allgemein.

Das Endſpiel um die DFBMeiſterſchaft.
findet am kommenden Sonntag (10. Juni) nun doch in
Berlin (Stadion) ſtatt. Das Treffen wurde, nachdem der
Hamburger Sportverein ſeine Einwilligung gegeben hatte.
von Leipzig wieder verlegt, weil Leipzig noch immer 10
Prozent „Luſtbarkeitsſteuer“ auf die ſportlichen Veranſtal-
tungen legt, während Berlin (wie die meiſten deutſchen
Städte) in richtiger Erkenntnis des Wertes der Leibes-
übungen den Sport ſteuerfrei läßt. Union-Oberſchöneweide,
der Berliner Meiſter und Beſieger der Sptelv. Fürth.
ſpielt alſo auf heimiſchem Boden, vor heimiſchem Publikum,
ohne gereiſt zu ſein alles Momente, die den Sieg es
Hamburger Sportvereins als nicht ohne weiteres feſtſtehend
erſcheinen laſſen.

Handöhball.

Geſtern abend fand auf dem Kaſernenhofe ein Wieder-
holungsſpiel zwiſchen dem Allgemeinen Turnverein
und der Sportabteilung der Schupo ſtand. Beim
Stande von 3:1 für Schupo trennte der Schiedsrichter
beide aufopfernd kämpfenden Mannſchaften: Halbzeit 2:1
für Schupo.

Die deutſchen Kanufahrer für Göteborg.
Die Hamburger Ausſcheidungskämpfe des Deutſchen

Kanu- Verbandes haben bei ſtarker Beteiligung als Sieger
ergeben über 1500 Meter Hoffmann (Halle 20) in 8:57,8
vor Paradzik (Waſſerſport Forſt) und Turich (Halle-Böll-
berg). Jn der langen Strecke, etwa 10 Kilometer, ſiegte
Pobbig (Kanuklub Aegir Leipzig) in 50:37,4, der im Endlauf
der 1500 Meter Waſſer übergenommen hatte und dadurch
ausgeſchieden war, nachdem er im Vorlauf die weitaus beſte
Zeit (8:34,6) gefahren war. Zweiter wurde Weingärtner
M Boltberg in 52:34,8, Dritter Stelzer (Hanſeat Ham-
burg).

Als Vertreter des Deutſchen Kanu- Verbandes für Göte-
borg wurden demgemäß beſtimmt: Alfred Pobbig (K.-C.
Aegir Leipzig), Waldemar Hoffmann Halleſcher K.-C. von
1920), E. Paradzik (Waſſerſport Forſt) und R. Weingärtner
(Halleſcher R.-V. Böllberg).
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